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PREIS: öS 10,— 


EXPO 1995: 


Wien an die Donau 


So neu, wie uns eingeredet werden soll, sind die Grundideen zur EXPO gar nicht. Schon seit 


Jahrhunderten wird versucht, “Wien an die Donau” zu bringen. Für eine “2. Wiener City” — 


ohne 


Rücksicht auf Verluste, sprich Menschen — gab es schon in der Nazi-Zeit-Pläne und die heutigen 


sehen nicht viel anders aus. 


Der Widerstand läßt — noch — aufsich warten. Aber das wird jetzt alles anders werden. 


Siehe Seite 2 2 und mehr 


Volkszählung: 


Das geht doch nicht mit rechten 
Dingen zu! 
Die Volkszählung steht — 


ziemlich knapp — vor der Tür. 


(Vorsicht: Nicht stolpern!). Am 
6. Mai geht’s los. 

Wichtige Informationen über 
rechtliche Grundlagen und 
Möglichkeiten und (fast) alles 
über das richtige Ausfüllen der 
Bögen in diesem TATblatt. 


Graz 
Autonomes Frauen- 
zentrum abgerissen 


Kein Platz für Frauen! 

Nach Versprechungen von Stadt 
und Land, sich mit den Frauen 
an den “Runden Tisch” zu bege- 
ben, wurde Donnerstag mor- 
gens der Abriß des ehemaligen 
Tierspitals durchgezogen. Aus 
den Frauenräumen wurde ein 


Schutthaufen. 


Sonst noch: 


e Anschlagserklärungen 

e Antimilitaristisches 

e Besetzungen in Hetzendorf 
und überall 

e Frauenberatungsstelle: Kein 
Geld von Hesoun 

e Häuserkampf 

e Leobersdorf 

e Nordirland 

e Prozesse: Faschos, Mike, 
Schurli 

e Westbanks 
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EXPO nie & nimmer 


Wien an die Donau 


Vor etwa einem Jahr gab es bereits eine Artikelserie zur EXPO im TATblatt. Getan hat sich seit dem — an Widerstand — fast nichts. 
Getan hat sich — auf der anderen Seite — eine ganze Menge. So wird nun schon seit Monaten im alten Müll gebuddelt (wobei von 
Vereisen, Planen gegen Gestank etc. nicht allzu viel zu sehen ist) und jede Menge geplant und gebaut. 

Und so planen auch wir erneut eine Artikelserie zur EXPO/2.Wiener City, um zumindest mal zu wissen, was die Schw... vorhaben (was 
sie ja in vielen Punkten selbst nicht so genau wissen) — — in der Hoffnung, schon bald über ersten lauten und handfesten Widerstand 


berichten zu können. 


{K.Nal) 
In diesem ersten Teil soll es hauptsäch- 
lich um die Geschichte der Pläne rund um 
Donaukanal, Donau, Leopoldstadt und 
Brigittenau gehen. Das meiste ist dem Buch 
“Der Donaukanal. Geschichte, Planung, 
Ausführung. (herausgegeben von: Ge- 
schäftsgruppe Stadtentwicklung und 
Stadterneuerungi.A. MA 19 — Stadtge- 
staltung 3” entnommen. Aus diesem 
Buch sind auch alle nicht extra gezeich- 
neten Zitate. Schwerpunkt der Darstel- 
lung liegt natürlich bei jenen Plänen, die 
in einem Naheverhältnis zur heutigen 
EXPO-Planung stehen. 


Der Donaukanal — 
Die Donau nach Wien 


Der heutige Donaukanal war bis ins 
Mittelalter der Hauptarm der Donau 
bei Wien (heutige Innere Stadt), der so- 

. genannte Wiener Arm. Über ihn lief der 
Großteil des Handels von und nach 
Wien. Umso schlimmer war es, daß der 
Hauptstrom der Donau sich von Hoch- 
wasser zu Hochwasser weiter von Wien 
in Richtung Norden entfernte, der Wie- 
ner Arm zu einem Nebenarm wurde, die 

. heutige Donau den Hauptstrom zu bilden 

begann. 
Generationen von Planern waren seit 


der Mitte des 14.Jh. damit beschäftigt, ei- 
nerseits. Wien wirksam gegen Hochwasser 
zu schützen und andererseits das Wasser 
wieder in den Wiener Arm zu bekommen, 
um Wien den wichtigsten Handelsweg zu 


“erhalten. 3 


Diese Versuche bestimmten das gesam- 


nur Stückwerk. Es wurde mal hier versucht, 
was zu machen und mal dort ein bißchen 
reguliert. 1797 begann dann die systemati- 
sche Donaukanalregulierung, die allerdings 
— wie die Überschwemmungen bewiesen 
— wieder eine Geschichte der Fehlschläge 
und des Geldmangels darstellt. Erst Mitte 


Erste topographisch richtige Darstellung der Stromlandschaft bei Wien von Joseph Priami, 1663 


te Mittelalter und den Beginn des Industrie 
Zeitalters — und schlugen immer fehl. Bis 
ins Jahr 1797 waren diese Versuche auch 


Den Zilks und Mayers ist der le danach, das Volk abstimmen zu lassen! Zwecks 


demokratischer Legitimation.... 


Und sollte die Abstimmung nicht so ausgehen, wie Zilk und Mayer es haben wollen, 


ist’s auch egal.....sagt Mayer. 


Ausnahmsweise sind wir seiner Meinung! 


Wir brauchen die EXPO in etwa so notwendig wie alle Zilks, Swobodas und Mayers 
zusammen — also etwa genauso dringend wie ein Loch im Kopf! 


Welche Widerstand gegen Wohnungsnot, Umstrukturierung, 


Hochhauspläne, 


Umweltverpestung und Verkehrsinfarkt leisten wollen, müssen sich ein bisserl ausken- 


nen... 
..in der Gegend... 
„.und in der Materie 


Aus diesem Grund 


Sonntagsspaziergang 


mit Führung durch die Geschichte der Donau, der Stadtplanung, der Nazi-Projekte 
und ihrer Nachfolger samt Geländebesichtigung (keine Demonstration!) 


am Sonntag, dem 19.Mai 1991 
um 15 Uhr U-Bahn-Station Kaisermühlen. 


der 70er Jahre dieses Jahrhunderts sollte es 
gelingen, Wien gegen Hochwasser zu schüt- 
zen — die Donau aber kam nie zurück nach 
Wien. 


Wien an die Donau 


Da sich der Donaukanal immer schlech- 
ter für die Schiffahrt eignete, Wien also de 


* facto gar nicht mehr wirklich an der Donau 


lag, tauchteii im 19. Jh. die Idee auf, wien an 
die Donau zu bringen. Eigentlich lögisch: 
wenn der Fluß nicht bei der Stadt bleiben 
will, bringt man die Stadt halt zum Fluß. 
Gedacht wurde daran, die Ringstraße in die 
Leopoldstadt und in die Brigittenau bis zur 
Donau und sogar noch über die Donau hin- 
weg zu erweitern. So sollten Leopoldstadt 
und Brigittenau in den Innenstadtbereich 
eingegliedert werden. Diese Eingliederung 
wurde dann zum Hauptmotiv aller Planun- 
gen in diesem Bereich. 

Zwischen 1938 und 1945 gingen die Plä- 
ne dann im wesentlichen in die Richtung, 
die Ringstraße über den Donaukanal hin- 
wegim 2. und 20. Bezirk zu schließen. Dafür 


sollten sogar weite Teile der Leopoldstadt 


niedergerissen werden, um Raum für 
Prachtstraßen zu schaffen. Das machte den 
Nazis schon deswegen keine Probleme, weil 
es sich bei der Leopoldstadt um einen weit- 
gehend verslumten Bezirk mit hohem jüdi- 
schen Bevölkerungsanteil handelte. Haupt- 


verantwortlich für diese Planungen war 
ein gewisser Franz Schuster, der die Kon- 
tinuität der Planung nach 1945 sicherstell- 
te. 

Mit den NS-Planern kommen wir auch 
langsam in den Bereich der heutigen Pla- 
nungen: “Leitgedanke für die gesamte 
Wiener NS-Planung war das Projekt 
“Wien an die Donau’, das eine Achse in 
Form einer Prachtstraße von 1,6 km Län- 
ge von der Innenstadt zur Donau hin 
vorsah,” und zwar im Bereich der 
Taborstraße‘ und/oder im Bereich 

‘ der Unteren Augartenstraße.— Das 
Leitprogramm der Stadt Wien zur 
EXPO schreibt von der “städtebau- 
lichen Entwicklung entlang der Ach- 
se Praterstraße — Lasallestraße 
(Achse von der Innenstadt zur Do- 
nau) — Wagramerstraße.” 


Architektenwettbewerb 1946 * 


'Im Frühjahr 1946 wurde ein 
“Städtebaulicher Ideenwettbewerb” 
'. ausgeschrieben, der den Bereich des 
Donaukanals erfassen ‚sollte. Die 
Voraussetzungen waren diesmal 
recht gut — jede Menge war zerstört 
und mußte demnach neu aufgebaut 
werden. Aus dem Text über die Vor- 
bedingungen: “Es mußin einer kom- 
menden Entwicklung Wiens an eine 
stärkere Verbindung des (...) zwei- 
ten Bezirks mit dem (...) Stadtzen- 
trum gedacht werden, aber von noch 
stärkerem Einfluß ist die stärkere Bin- 
dung zwischen Stadtteilen am jenseitigen 
linken Donauufer, wie Fioridsdorf, Ka- 
gran und Stadlau, die unbedingt anzustre- 
ben ist” — und die bei Straßenführung, 
Brücken usw. zu bedenken ist. — Das 
klingt schon wieder sehr nach EXPO, von 
der sie natürlich 1946 noch nichts wissen 
konnten — aber andersherum! 

Viel gebracht hat der Wettbewerb al- 
lerdings nichts und so wurde 1948 eine 
Arbeitsgruppe eingerichtet — unter Lei- 
tung des NS-Planers Franz Schuster! 


Arbeitsgruppe.1948 


Vor Planungsbeginn wurden umfang- 
reiche Strukturuntersuchungen in den be- 
treffenden Bezirken durchgeführt. So 
sollte Stadtplanung erstmals “auf wissen- 
schaftlicher Grundlage” stattfinden. 

Dabei “stellte sich heraus”, daß im 
1.Bezirk zu viele Menschen arbeiten und 
im 2. Bezirk zu viele wohnen, wobei sich 
im 2. Bezirk auch noch “eine ausgeprägte 
Slumbildung” zeigte. Dem muß nach Pla- 
nerköpfen natürlich entgegengewirkt wer- 


den — vor allem bei der Innenstadtnähe - 


des 2.Bezirks. Dieser sollte also “durch- 
‚ mischt” werden, mit “sauberen Wohnein- 
heiten”. 


Zudem stand für die Planer fest, “daß 


die Altstadt mit ihren Funktionen eines 
Verwaltungszentrums, 'eines Geschäfts-, 
° Kultur- und Fremdenverkehrszentrums 
auf Dauer überlastet sein würde.” Also 
- sollte ein Teil dieser Funktionen in die 
Leopoldstadt verlagert werden. Die Alt- 


EXPO nie & nimmer 


stadt sollte zwar das kulturelle Zentrum 
Wiens bleiben, aber ein Teil der Verwal- 
tungs- und Handeisfunktionen könnten in 
die Leopoldstadt ausweichen, meinten die 
Stadtstrategen. Das hätte dann auch der 
Impuls für die Sanierung “herabgewohn- 
ter und verslumter” Viertel sein sollen. 
Wobei diese Planer noch nicht von Sanie- 
rung reden, sondern von Bereinigung. 


Ausgeführf wurde auch von diesen! Plä- 


Donauachse und Zentralbahnhof Süd, Führervorlage 1941 


Neugestaltung Wien — Donauachse und Zentralbahn- 
hof Süd, Führervorlage 1941 


nen fast nichts, weil das liebe Geld nicht 
mitgespielt hat. Aber heute, EXPO-Inno- 
vationsschübe und so. Da wird dann zum 
Beispiel an ein Bankenzentrum im Be- 
reich der Lasallestraße gedacht. Neben 
IBM (gerade in Bau) soll ein neues Z- 
Hauptquartier entstehen und die Giro- 
Zentrale würde gerne in den Bereich des 
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Mexicoplatzes. Weitere werden wohl bis 
1995 folgen. — Ein Handels-(Banken- 
zentrum in der Leopoldstadt! 

Und noch eines ist interessant an die- 
sen über 40 Jahre alten Plänen: “Bei der 
Marienbrücke sei auch der Ausgang- 
spunkt für die optische Verknüpfung zwi- 
schen Wienerwald und Praterau. Von die- 
sem Punkt aus (...) erlebe man alles, was 
Wien ausmacht: den Wienerwald, das 
Wasser, den Stephansdom und die Prate- 
rau.” 

Und wie heißt es im Leitprogramm zur 
EXPO: “Bei der künftigen Behandlung 
dieses Straßenraumes ist daher in erster 
Linie auf die Gestaltung der diesen Raum 
begrenzenden Schauseite, auf die Freihal- 
tung wichtiger stadträumlicher Sichtbezie- 
hungen (Stephansturm — Uno-City) (...) 
zu sorgen.” 


Die EXPO erscheint somit als eine wei- 
tere Planung für. das jahrhunderte alte 
Projekt “Wien an die Donau (die Donau 
an Wien)” — allerdings sieht es ganz so 
aus, als könnte dieses Projekt erstmals ge- 
lingen. Wobei, wie bei jeder bisherigen 
Planung, die Menschen, die im Weg ste- 
hen/wohnen, von den Planern als Ver- 
schubmasse betrachtet werden. 

Des weiteren ist es vollkommen uner- 
heblich, ob letztlich eine Weltausstellung 
stattfindet oder nicht. Denn es ist ja nicht 
so, daß für eine Expo gebaut wird,sondern 
so, daß die EXPO für eine Bebauung 
stattfindet. Die EXPO ist nur die “Träger- 
rakete”, um das Projekt schneller durch- 
ziehen zu können. Durchgezogen wird es 
auf jeden Fall. In diesem Sinne ist auch die 
“Volksabstimmung” ‚nicht viel mehr, als 
eine große Verarschung.. Zitat Mayr: Der 
Aushub sei “kein Startschuß für die EX- 
PO”, sondern eine “Baureifmachung” für 
“die EXPO oder eine andere Nutzung”. 


Anschlagserklärung: 


WIR HABEN KEINE ANGST ZU KÄMPF EN, 
DENN DIE FREIHEIT IST UNSER ZIEL! 


“Jeder Mensch hat angeborene, schon durch die Vernunft einleuchtende Rechte, und 
ist daher als Person zu betrachten. Sklaverei oder Leibeigenschaft, und die Ausübung 
einer sich darauf beziehenden Macht wird in diesen Ländern nicht gestattet.” 

(Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch, “Anlage des kaiserlichen Patents vom 1.Juni 1811") 


Die "AKTION 
DENKEN und HAN- 
DELN zeichnet für 
den brennenden Skla- 
venmarkt “Contact”, 
20.,Brigittenauer Län- 
de 36, verantwortlich. 


Im Zuge eines im- 
mer rascheren Zu- 
rückschraubens 
schwer erkämpfter 
Rechte der Arbeite- 
rInnen wurde auch 
der Sklavenhandel 


* durch sogenannte “Perso- 
nalverleih-Firmen” nicht 
abgeschafft, sondern 
durch Legalisierung ge- 
fördert. 


In sozialpartnerschaft- : 
licher Demut beugtensich 
damit nicht nur Sozialmi- 
nisterium und Arbeiter- 
kammer, sondern auch 
der ÖGB vor dem Diktat 
der Bundeswirtschafts- 
kammer. 

Wir nicht. 
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weg mit dem heer! 


Es gibt allen Grund, die Regierung zu fürchten, 
auch wenn sie die Zivildienstkommission 


abschafft! 


Ab der nächsten Nummer ist das TATblatt gratis, liebe LeserInnen. Nur mehr jene, die es im Abo, im Handverkauf oder bei einer 
unserer Verkaufsstellen erwerben, müssen dafür 10 Schilling zahlen. In etwa das ist es wohl, was Löschnak und Faßlabend kurz vor 
Ostern um Beifall heischend verkündet haben. Die Zivildienstkommission soll abgeschafft werden. Im konkreten Fall dürfte dies eher 
eine gefährliche Drohung sein, als ein Geschenk. 


(TATblatt Wien) 


Nichts genaues weiß mensch nicht! Nicht . 


wann, nicht wie die Zivildienstkommission 


 . abgeschafft wird; und schon gar nicht, wo- 


durch sie ersetzt werden soll. 

Den ministeriellen Beifallsheischern war 
nur wenig Information zu entlocken: 

© Der Regel-Zivildienst soll nach dem 
Wegfall der ‘Gewissensprüfung’ zehn Mo- 
nate dauern. Nur Zivildienstleistende, die 
‚unter besonders ‘harten Bedingungen ihre 
Pflicht erfüllen’müssen, können schon nach 
acht Monaten nach Hause gehen. 

@ Um herauszufinden, welche Zivildie- 
ner vom Zuweisungsbescheid in Zukunft 
besonders hart. getroffen werden sollen, 
wird die Liste der Zivildienststellen “durch- 
- ‚forstet”(Löschnak) werden. 

..  @ Anerkannte Zivildiener werden in Zu- 
kunft von bestimmten Berufszweigen aus- 
geschlossen sein. Als Beispiel wurde unter 
anderem die Zollwache genannt. Jedenfalls 
aber ist es für Minister Faßlabend nicht vor- 
stellbar, daß ein Zivildiener nach Ableistung 
seiner Dienstzeit irgendetwas mit Waffen 
zu tun hat. 


Zivildienstkommission: was kommt 
danach? 


Oberflächlich betrachtet erzeugten die 
beiden Minister mit ihrer Stellungnahme 
das Bild einer rosigen Zukunft: nach Erhalt 


des Einberufungsbefehls muß Mann nur 


‘ dem Militärkommando per Brief bekannt 
geben, daß Mann beabsichtige, Zivildienst 
zu leisten; und damit wäre die Sache geritzt. 
Die Verlängerung des Zivildienstes, im Mi- 
nister-Neudeutsch ‘Lastenausgleich’ ge- 
'nannt, wäre nur der Preis der freien Wahl 
der Dienstform. 

- Einem genaueren Blick hält das Bild 
nicht stand. 

Die ‘neuen’ Vorschläge zur Abschaffung 
der Gewissensprüfung sind ein alter Hut: 
Schon vor Jahren hat der Sprecher des Mi- 
lizverbandes der Abschaffung zugestimmt, 
wenn nur die Dauer des Zivildienstes “spür- 

. bar” verlängert werde. Und die ÖVP kon- 

terte im Sommer 1989 dem “Bundesheer- 

light”-Papier der SPÖ, daß auch sie sich von 
der Kommission trennen, Zivildiener zu- 


künftig in einem Verwaltungsverfahren an- 


erkennen lassen wolle. 

Diese ‘Vorschläge’ scheinen sich mit den 
Vorstellungen von Löschnak und Faßla- 
bend zu decken. 


Verwaltungsverfahren 


Die Argumente der ÖVP sind rechtspo- 


litisch gut untermauert. Schon in den erläu- - 


ternden Bemerkungen des noch gültigen 
ZDG (Zivildienstgesetzes) wird behauptet, 
daß die Anerkennung als Zivildiener von 
der “Glaubhaftmachung schwerwiegender 
Gewissensgründe” vor der Kommission ab- 
hängen müsse, weil der Zivildienst anson- 
sten den Charakter einer Zwangsarbeit an- 
nehmen würde (irgendwo sind die nicht 
dumm, was?). Letzterer Fall widerspräche 
Artikel 4 der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention (EMRK), die zwar 
Zwangsdienste militärischen Charakters er- 
Jaubt, die Möglichkeit der Ableistung eines 
Ersatzdienstes aber an das Vorhandensein 
“schwerwiegender Gewissensgründe” bin- 
det. 

Wenn dieser Standpunkt 1974 (bei Ein- 
führung des ZDG) richtig war, so kann er 
heute nicht falsch sein, denn die EMRK hat 
sich in der Zwischenzeit nicht verändert. 
Wenn die Kommission nun abgeschafft 
wird, dann müssen — folgt mensch der Lo- 
gik der Herrschenden — die “Gewissens- 
gründe” eines potentiellen Zivildieners 
eben auf andere Art überprüft werden. Am 
besten in einem ‘objektiven Verfahren’, 
dessen Ergebnis auch vor Höchstgerichten 
bekämpft werden kann (Die Beurteilung 
einer Person durch die Kommission kann 


"nicht vor VfGH oder VwGH bekämpft 


werden; siehe unten). 

In diesem Zusammenhang bekommt 
Punkt drei der ministeriellen ‘Vorschläge’ 
Gewicht: Wenn nämlich anerkannten Zivil- 
dienern zukünftig die Berufslaufbahn be- 
stimmter Zweige des Öffentlichen Dienstes 
verschlossen bleiben soll, so heißt dies ja 
umgekehrt, daß Angehörige dieser Berufs- 
gruppen von der Möglichkeit, Zivildienst zu 
leisten, ausgeschlossen bleiben werden. Der 
Grund: Wer einen Dienst mit Waffe ver- 
sieht, kann sich wohl kaum auf “schwere 
Gewissensgründe” berufen, die ihn am 
Dienst im Heer hindern würden. 

Und damit wäre die Aufgabe des von der 
ÖVP geforderten Annerkungsverfahrens 
bereits umrissen: In diesem Verfahren soll 
geprüft werden, ob im Falle eines potentiel- 
len Zivildieners ‘objektive Ausschließungs- 
gründe’ vorliegen, die das Vorhandensein 
von Gewissensgründen — wie der Name 
schon sagt — ausschließen lassen. 


Ausschließungsgründe 


Was alles als Ausschließungsgrund wird 
herhalten müssen, kann Dank der Offen- 
heit der beiden Minister nur erahnt werden. 
Ganzsicher werden es aber auch jene Grün- 
de sein, die bisher schon die Annerkennung 
als Zivildiener verunmöglichten: Z.B. Vor- 
strafen, Besitz eines Waffenpaßes, usw... 

Hinzukommen dürfte — siehe Eingangs 
erwähnte Faßlabend-Äußerung — aber 
auch noch ein Katalog neuer ‘objektiver’ 
Gründe: So ist doch zu erwarten, daß die 
Herrschenden dem Arbeiter einer Waffen- 
fabrik die Gewissensgründe absprechen 
werden; und ebenso dem Taxler, der sich 
eine Waffe zugelegt hat; Oder Menschen, 
die auf Demonstrationen gesichtet wurden, 
beidenen ein Kiberer vielleicht sein Kapperl 
verloren hat.... 

Um die Dehnbarkeit solcher ‘objektiver’ 
Ausschließungsgründe zu illustrieren, sei 
auf die BRD verwiesen, in der ein Verwal- 
tungsverfahren zur Anerkennung der Zivil- 
diener bereits installiert ist: Als Ausschließ- 
ungsgrund wurde u.a. die politische Tätig- 
keit in einem El Salvador-Solidaritätskom- 
mitee angesehen, da diese ja Solidarität mit 
einer Gruppe einschließt, die Waffengewalt . 
anwendet (nämlich die FMLN). 


Beschränkungen... Ren 


Auch 1974 standen die Politiker vor dem 
Problem, daß es um den Wehrwillen ihrer 
Untertanen nicht allzugut bestellt war. Um 
ein massenhaftes Verweigern des militäri- 
schen Kriegsdienstes zu verhindern, wurde 
daher bei Einführung des Zivildienstgeset- 
zes eine Möglichkeit gesucht, die Zahl der 
anerkannten Zivildiener willkürlich festset- 
zen zu können. 

Die Zivildienstkommission ward gebo- 
ren; und zwar als Instrument herrschender 
Willkür: 

e Ihre Entscheidungen waren von 
Höchstgerichten de facto nicht überprüf- 
bar, da ein Gericht sich kein Urteil über den 
“subjektiven persönlichen Gesamtein- 
druck” anmaßen kann, den die Kommis- 
sionsmitglieder von einem Antragsteller ge- 
wonnen haben wollen. 

© Und gerade dadurch wurde der “per- 
sönliche Gesamteindruck” der Kommis- 
sionsmitglieder zum Mittel willkürlicher 
Festsetzung von Obergrenzen für die Zahl 
anerkannter Zivildiener. Eine solche. Zahl 
ist zwar niemals öffentlich bekannt gewor- 
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‘den, aber geben muß es sie: Wie anders 
wäre zu erklären, daß die Zahl der jährlich 
anerkannten Zivildiener sich über ein Jahr- 
zehnt hinweg praktisch nicht verändert hat; 
und wie, daß sie gerade jetzt, wo ‘geburten- 
schwache’ Jahrgänge wehrpflichtig gewor- 
den sind, unaufhörlich sinkt, obwohl laut 
Meinungsumfragen weit weniger als 50% 
der Jugendlichen den Dienst im Bundeshe- 
er für sinnvoll halten? 

Aber nicht nur aus der Praxis, auch aus 
den erläuternden Bemerkungen zur Regie- 
rungsvorlage des ZDG 1974 kann mensch 
die Sorgen der ‘Landesväter’ herauslesen: 
. Wäre die Wahl zwischen Zivildienst und 
militärischem Kriegsdienst eine freie, so wä- 
re “die planmäßige Ergänzung des Bundes- 
heeres” unmöglich, “da unter solchen Um- 
ständen die jeweils dem Bundesheer zur Ver- 
fügung stehende Zahl Wehrpflichtiger im 
Voraus weder berechnet noch geschätzt wer- 
den könnte.” Es würde daher “die Grundla- 
ge für jegliche militärische Planung in orga- 
nisatorischer und operativer Hinsicht feh- 
len. » 


Alternativer Kriegsdienst 


Neben der Möglichkeit, die Zahl der Zi- 
vildiener durch Zulassungsbeschränkungen 
niedrig zu halten, setzte die Regierung da- 
her schon ab 1974 darauf, den Zivildienst so 


unattraktiv wie möglich zu machen. Kurz 


nach in Kraft treten des ZDG gab sich. 
Österreich eine neue Verteidigungsdoktrin: 


Auf den Spuren von Mao, Ho Tschi Minh 
und Che (nicht der von der AKIN) sollte 
Österreich ‘umfassend‘ landesverteidigt 
(ULV) werden (alles lacht), was auch im- 
mer das heißt... 

Was es heißt, wurde spätestens 1984 
klar, als der Zivildienst zu einem Teil der 
zivilen Landesverteidigung im Rahmen der 
ULV erklärt wurde. In der Umgebung von 
Kufstein stürmten Soldaten in einer Übung 
ein Kraftwerk, stellten sich: heroisch dem 
Feind in den Weg, und wurden schließlich, 
wohl weil alles nichts gefruchtet hat, von 
Zivildienern vom Feld getragen, und wieder 
zusammengeflickt. 

Der Zivildienst ist vom Alternativdienst 
zum Alternativen Kriegsdienst geworden. 
Im Einsatzfall müssen Zivildiener an der 
Front und im Hinterland jene Vorausset- 
zungen schaffen, die die Militärs zum 
Kriegspielen brauchen. Das nötige Wissen 


wird den Zivildienern in eigenen Kursen . 


vermittelt (eher: soll werden; die Praxis ist 
zugegebenerweise recht peinlich). 
Gleichzeitig mit der Eingliederung des 
ZD in die ULV wurden die Zivildienstträ- 
ger-Organisationen erstmals durchforstet. 
Der Durchforstung fielen nicht nur die ZD- 
Stellen bei Bahn und Post zum Opfer (de- 


nen kaum wer nachweinte), sondern auch 
ZD-Stellen im Bereichen wie Bildungsar- 
beit o.ä. 

Praktisch alle Freiräume, in ı denen wirk- 
lich so etwas wie’ein “Alternativdienst” ge- 
leistet werden konnte, waren nun aufgelas- 
sen worden. 

Wenn Löschnak nun .eine neuerliche 


Durchforstung der Zivildienststellen an- 


kündigt, kann also nur mit dem Schlimm- 
sten gerechnet werden. 


Letztlich... 


..kann der Versuch, das Zivildienstge- _ 


setz zu ändern, nur einen weiteren Schritt 
der Verschärfung und Militarisierüng des 
Zivildienstes darstellen. Die Abschaffung 
der Kommission wird andere — mindestens 
ebenso rigide — Selektionsformen nach 
sich ziehen. Das heißt, daß auch in Zukunft 
Menschen am Zugang zum Zivildienst ge- 
hindert werden und folglich gezwungen sein 
werden, den Kriegsdienst im Heer zu ver- 
weigern. 


Zivildienst raus aus der ULV !!! 
Freier Zugang zum Zivildienst !!! 
Kein “Sozialdienst für Frauen !!! 
Bundesheer abschaffen !!! 


Verweigert jeden Dienst am Krieg! 


Ich kann doch nicht auf Jugoslawen schießen! 


(Helmut F.) 

Helmut F. ist 21 Jahre alt und a 
sioneller. Bücherwurm (was’n das? Wohl 
wieder so eine neue Umschreibung für Ar- 
beitsscheu). Am 2.April 1991 hätte er ein- 
rücken sollen, aber er wollte nicht. Aber 
das kann er eigentlich alles selbst erzäh- 
len... 


Helmut F. 
“ Andas 


‘ Militärkommando Wien 
Wien, 18.4.1991 


Betrifft: Ersuchen um Entlassung aus. 


dem Präsenzdienst. 


Vor etwa vier Monaten wurde mir ein 
Einberufungsbefehl für den 2. April 1991 
zugestellt. Da ich aber nicht bereit und in 
der Lage bin, Waffengewalt gegen Men- 
schen auszuüben oder auch nur mich darauf 
vorzubereiten, habe ich mich, insbesondere 
unter dem Eindruck der diskutierten Aus- 
weitung des Militäreinsatzes auch auf das 
Grenzgebiet zu Jugoslawien, entschlossen, 
jeden militärischen Dienst zu verweigern. 
Ich war auch nicht bereit, den Zivildienst im 
Rahmen der ULV abzuleisten da, ich darin 
einen militärischen Hilfsdienst sehe. 

Ich bin nicht bereit, bei der Verfolgung 
der Ärmsten und Allerärnsten, seies durch 
"Waffengewalt, Internierung, Abweisung 
oder “Rückstellung” ins Heimatland mitzu- 
machen. 


Seit dem 2. April hat sich 15 ‚Leben 
grundsätzlich verändert. Ich verfüge über 
kein Einkommen, mußte aus Furcht vor der 
Verfolgung durch das Militär meine Woh- 
nung verlassen, stehe also, etwas pathetisch 
formuliert, vor dem absoluten Nichts. 

In dieser Situation habe ich meine Ein- 
stellung gegenüber dem Zivildienst insofern 
verändert, als ich ihn als Bestandteil der. 


ULV zwar immer noch ablehne, nunmehr 


aber angesichts der zu erwarteten jahrelan- 


gen Konfrontation bereit bin, als anerkann- . 


ter Zivildiener auch den Zivildienst abzulei- 
sten. 
Wie Sie wissen, kann ich nach herrschen- 


“ der Rechtsmeinung zur Zeit keinen rechts- 


gültigen. Zivildienstantrag einbringen. Da 
aber diese Rechtsmeinung im Widerspruch 
zum verfassungsrechtlich verankerten 
Grundrecht auf. Verweigerung des -Wehr- 
dienstes steht, habe ich dennoch ‚mit glei- 
cher Post auch einen Zivildienstantrag ge- 
stellt. 

"Es ist wie Sie wissen, herrschende Praxis, 
daß “außerhalb der Frist” gestellte Zivil- 
dienstanträge erst nach Entlassung’aus dem 
Bundesheer behandelt werden. 

Ich stelle hiermit daher den 


ANTRAG 


mich aus öffentlichem Interesse aus dem 
Bundesheer zu entlassen. Ein Öffentliches 
Interesse besteht darin, daß es nicht im öf- 
fentlichen Interesse der Republik Öster- 
reich liegen kann, Menschen, die bereit sind 
unter Anerkennung ihrer Gewissensent- 


scheidung geltendes österreichisches Recht 


zu beachten, existenzvernichtender Verfol- - 


gung auszusetzen. 

Das Argument, ich’hätte mich eventuell 
einer unter Strafe gestellten Handlungswei- 
se bedient, kann Öffentliches Interesse an 
meiner Nichtentlassung nicht begründen, 
da dieses öffentliche Interesse (nämlich das 
an einer eventuellen Bestrafung meiner 
Person nach dem MilStG.) nur im Rahmen 
eines Gerichtsverfahrens erörtert werden 
kann, dem ich mich SIDAVASRDIKN nicht 
entziehen würde. 

Da ich bei der Ableistung eines Dienstes 
mit der Waffe in schwere Gewissensnot ge- 


raten würde, die Annahme der Waffe und 


sonstiger militärischer Utensilien oder die 
Befolgung militärischer Befehle verweigern 
müßte und damit in einen psychisch und 
physisch existenzgefährdenden Kreislauf 
der Kriminalisierung geraten würde, liegen 
besonders rücksichtswürdige Umstände 
nach 36 Abs.6 Z.1 WehrG. vor, die zu mei- 


ner Entlassung aus dem Präsenzdienst füh-. 


ren müssen. 

Ich ersuche daher, meinem Antrag so 
rasch wie möglich stattzugeben. Dies wäre 
umso notwendiger, als das Militärkomman- 
do Wien gesetzwidrigerweise den bevorste- 
henden Besuch eines Weiterbildungskurses 
nicht als Aufschubgrund anerkannt hat. 

Ich verlange gem: 18 Abs.7 AVG die 
Zusendung einer Ausfertigung der Erledi- 
gung meines Antrags. 


Mit freundlichen Grüßene® 
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schw....justiz 


Zwei Monate wegen Aegidi-Demo 


(dankend aus AKIN) ; 
Wieder einmal Florianigasse. Prozeß ge- 
gen Mike wegen einer Aegidi-Demo im No- 
vember 1988, wo er eine Sylvesterrakete 
gegen einen Polizeikordon abgefeuert ha- 
ben soll. “Nur vier Leute, mehr erlaubt der 
Richter nicht, ’empfängt uns etwa 25 Zu- 
hörwillige eine 3 Mann starke Polizeiwache 
vor dem euphemistisch als Saal titulierten 
Kammerl. Und drinnen tönt auch schon 
vollmundig. Richter Albert Erhard:"Nur 
vier Leute, stehen tut bei.mir niemand!" 
Denn zwei.der vier Sitzplätze sindschon von 
Beamten belegt. Was bei Verhandlungen 


im Landesgericht-Wien ganz normal ist und’ 


unter “Recht auf Öffentlichkeit”. läuft — 
wenn mensch nicht gerade Udo Proksch 
heißt. 

Mike hat die letzten drei Wochen wegen 
““Fluchtgefahr” in Untersuchungshaft ver- 
‚bracht, weil das Gericht dem Angeklagten 
. seine Ladung zuzustellen nicht in der Lage 
war. Weil-Mike doch wissen mußte, daß 
. etwas gegen ihn im Laufen sei, fragt der 
Richter ihn:"Gibt’s an Grund, warum sie 
net einfach beim Gericht vorbeig’schaut 
ham?" Wieviel Vorstellungskraft muß 
mensch eigentlich aufbringen können, um 


am Landesgericht RichterIn werden zu dür- 
fen? 

Für den Prozeßverlauf ist das aber egal. 
Mike gibt, nachdem mensch ihm bereits frü- 
her einen Stapofilm gezeigt hatte, in dem er 
eindeutig zu identifizieren ist, zu, die Rake- 
te abgeschossen zu haben. Der Staatsanwalt 
will ihn wegen versuchtem Widerstand ge- 
gen die Staatsgewalt ($269 StGB), Gefähr- 
dung der öffentlichen Sicherheit (889) und 
versuchter schwerer Körperverletzung 


. (884) “eintunken”. Mike bleibt aber dabei, 


daß er die Rakete einfach nur aus Protest 
gegen eine Verhaftung in die Luft geworfen 
habe, ohne sie gegen jemensch zu richten. 
Es folgt ein mühseliges Beweisaufnahme- 
verfahren. Zeuge Zander (jaja, genau der) 
kann sich nur mehr daran erinnern, daß die 
Kundgebung eine “lauten Charakter” ge- 
habt habe. Gesehen habe er selber.nichts. 
Und die Beamten, die angeblich von der 
Rakete getroffen worden waren, konnten 
nicht ausgeforscht werden, obwohl doch ge- 
wissenhaft ermittelt wurde, sagt Zander. In- 
-spektor Ebner will gesehen haben, wie der 
Angeklagte die Rakete “in der Jackenta- 


sche” gezündet und sie dann “waagrecht auf . 


die Kollegen gerichtet” hätte. Der Staatsan- 


Berufungsverfahren gegen Georg W. 


Viele Seiten schon haben Berichte über das Gerichtsverfahren gegen Georg W. im 
TATblatt gefüllt. Allein 3 Seiten konnten nach der erstinstanzlichen Verhandlung im 
. November mit bemerkenswerten ‘Ungereimtheiten’ aus Anzeige, Verfahren und Urteil 
gefüllt werden. WelcheN das also interessiert, sei auf TATblatt minus 59 verwiesen. 


: (TATblatt Wien) 

Also ganz kurz: Georg soll im Verlauf 
der Demonstration gegen den Opernball 
1990 ein Loch in einer Billa-Auslagenschei- 
be vergrößert, aus dem Laden drei Bierdo- 
sen ‘gestohlen’, und sich schließlich gegen 
seine Festnahme gewehrt haben. Ein- 
bruchsdiebstahl, Sachbeschädigung und 
Widerstand gegen die Staatsgewalt wollte 
ihm die Staatsanwaltschaft anhängen. Sie 
hat auch angehängt: In der ersten Instanz 


wurde Georg zu 10 Monaten Haft verur- 


teilt; drei davon unbedingt. 
Gegen das Urteil hat Georg berufen, 
und so stand er dieser Tage wieder vor Ge- 


richt. Besondere Vorkommnisse waren . 


nicht zu vermerken. 

Die Zahl der ProzeßzuseherInnen 
scheint mit der steigenden Größe des Ver- 
handlungssaales abzunehmen (Reziprozi- 
tätsprinzip). Statt der möglichen 200 kamen 
nur etwa 20. 

Der Richtersenat wirkte desinteressiert, 
und war es wohl auch. 

Ein einvernommener (Ex-)Polizist kann 
sich immer nur an das erinnern, was ihm als 
Polizistenaussage vorgehalten wird. 


Die Staatsanwaltschaft hat nichts zu mel- 
den. 

Die Verteidigung geht sehr ausführlich 
aufdie Widersprüchlichkeiten im Ersturteil 
ein (siehe TATblatt minus 59), erreicht 
aber schließlich nur wenig: Statt wie. ur- 
sprünglich 7 Monate bedingt und 3 Monate 
unbedingt sind’s ‘nur mehr’ 7 Monate be- 
dingt, damit Georg nicht noch für 11 Tage 
in den Häfen muß (er war über zweieinhalb 
Monate in U-Haft). 

Widersprüche, etwa jener zwischen den 
Polizisten, die meinen, den ‘Einbruch’ samt 
Täter mit rot-schwarzer Fahne gesehen zu 
haben, und denen, die Georg mit einer ro- 
ten Fahne festverprügelt und -genommen 
haben, irritieren den Richtersenat nicht: 
“Man kennt das ja aus anderen Fällen, daß 
sich Zeugen nicht an Details erinnern kön- 
nen. Wesentlich ist, daß er von den Zeugen 
erkannt worden ist.” ’ 

- Für welche der sich gegenseitig aus- 
schließenden Polizeiaussagen sich der Rich- 
tersenat nun entschieden hat, wurde nicht 
bekanntgegeben..........Detailssind nicht we- 
sentlich!® 


walt:"Hat er jetzt mit der Rakete getroffen 
oder nicht?" Auch Zeuge Ebner kann da- 
rauf keine Antwort geben. Die nächste vier- 
tel Stunde gehört einem der beiden Sach- 
verständigen. Er erklärt uns Länge mal 
Breite die “wundballistische Wirkung” ei- 
ner solchen Rakete. Da die genauen Um- 
stände vor Gericht aber nicht eindeutig ge- 
klärt werden konnten, bleibt auch er die 
Antwort auf die Frage nach der Gefährlich- 
keit der Tat schuldig. Auch daß der flache 
Winkel, mit dem die Rakete durch die Luft 
flog, von Mike so gewollt war, ist nicht hun- 
dertprozentig zu verifizieren. 

Der Staatsanwalt plädiert auf seinen 
Tisch gestützt in so gebeugter Haltung, daß 
mensch beinahe glauben könnte, die Last 
seines Amtes würde ihn zu Boden drücken. 


Er unterstellt, Mike habe mit der Rakete 


auf die Beamten gezielt, es seien damit alle 
drei Vorwürfe gerechtfertigt. 

Mikes Verteidiger meint, daß es nicht 
möglich gewesen wäre, eine Amtshandlung 
zu vereiteln und er (Mike) daher nur das mit 
geringerere Strafe bedrohte Delikt des tät- 
lichen Angriffs auf einen Beamten ($270) 
anstatt Widerstand verübt haben könne. Da 
laut Sachverständigen kaum wirklich Ver- 


- letzungsgefahr bestanden hätte, wären 


auch das Tatbild der schweren Körperver- 
letzung und der Gefährdung nicht gegeben. 

Der Richter hat da seine eigene Version. 
Es war weder Widerstand noch ein tätlicher 
Angriff; diesbezüglich sei der Angeklagte 
im Zweifel freizusprechen. Jedoch sei bei 
der Anwesenheit von so vielen Menschen 
und der Streuwirkung einer solchen Rake- 
te, sowohl.die Gefährdung als auch die ver- 
suchte Körperverletzung gegeben. Schwer 
war sie jaschon deswegen, weil sie sich ge- 
gen Beante richtete und Beamte sind im 
Strafrecht ja immer noch gleichere Men- 
schen. 

“Leider hat sich der Angeklagte in der 
Zwischenzeit nicht wohlverhalten”, klingt es 
aus Richtermund. So wird Mike unter Be- 
dachtnahme auf seine Vorstrafen wegen ei- 
ner Kleinigkeit zu 2Monaten verurteilt. Un- 
bedingt,"um eine abschreckende Wirkung 
zu erzielen". Daneben werden ihm auch 
noch die nicht unerheblichen Verfahrens- 
kosten angelastet. 

Da er in der Zwischenzeit sowieso nicht 


: mehr auf freien Fuß käme, nimmt er das 


Urteil an. Der Staatsanwalt ebenfalis. Die 
erlittene Vorhaft wird der Strafe nicht ange- 
rechnet, da er in dieser Zeit einen Teil alter . 
Geldstrafen abgesessen hat. 

Er muß die zwei Monate voll absitzen — 
und das, obwohl in diesem Prozeß eigentlich 
gar nichts wirklich geklärt werden konnte. 
Richter Erhard mußte sich entscheiden, ob 
er für den Angeklagten tiefins Schmalzfassl 
greifen sollte, oder ob er ihn im Zweifel 
freispricht. Er wählte einen nicht gerade 
goldenen Mittelweg: In dubio 2 Monate.® 


autonome frauen in graz 


TATblatt minus 50 — Seite? 


Graz: 


Das Autonome Frauenzentrum 
‚gibts nicht mehr 


Das seit 19.03. besetzte ehemalige Tierspital in Graz gibt’s nicht mehr. Am Donnerstag, 
den 19.04., morgens kamen die Bauarbeiter und begannen mit dem Abbruch. Die Frauen 
hatten Mühe, ihr Hab und Gut in Sicherheit zu bringen, der ausgemachte 1-stündige 
Aufschub wurde von den Arbeitern nicht eingehalten. Um 10.30 Uhr kamen die Bagger. 
Innerhalb von 4 Stunden wurde aus dem Haus ein Schutthaufen. 

Folgender Artikel wurde bereits vor dem Abriß geschrieben. Wir hoffen, in der nächsten 
Nummer eine genauere Information zum Abbruch und die Ereignisse drumherum birn- 


gen zu können. 


(Autonomes Frauenzentrum Graz) 

Amletzten Freitagwurde das etwas mie- 
se Kabarett (Räumungsklage Land Steier- 
mark gegen eine einzelne Frau von uns) 
fort- bzw. zu Ende geführt — Urteil erfolgt 
schriftlich und die Neugierde steigt. 

Die Verhandlung sollte zuerst im Haus 
stattfinden., was kurzfristig aufeinen Lokal- 
augenschein korrigiert wurde (war ange- 
blich ein Tippfehler....). Da wir auf jeden 
Fall verhindern wollten, daß der Richter 
(keine Männer und überhaupt) unser Frau- 
enzentrum betritt, hatten wir gleichzeitigei- 
ne-Kundgebung angemeldet. Aus IHRER 
Verhandlung sollte UNSERE Aktion wer- 
den. Als der Richter dann uns buntbemalte, 
zum Teil verkleidete Frauen sah und: sich 
ungeachtet seines trotzigen Protestes ("ich 
ruf die Polizei") auch noch unsere Protest- 
erklärung anhören mußte, war seine Nervo- 
sität (ach, wie peinlich...) nicht mehr zu ver- 
bergen. 

Fortsetzung der Farce, die IHR Recht 


sein sollte, war wieder im Zivilgericht. Ein-. 


tritt für uns — erst nach längerem Streit mit 


den Stapos, die die Tür zum Verhandlungs- 
raum versperrten — nur abgeschminkt. 
Schön zu sehen, wie leicht frau sie verwirren 
kann! 

Es folgte die. ZeugInneneinvernahme, 
bei der immer klarer wurde, daß sich die 
Trennung zwischen BesetzerInnen und 
“nur” SympathisantInnen nicht durchzie- 
hen lasse. Die Grenzen zwischen “drinnen 
& draußen” verwischen immer mehr, wäh- 
rend nach wie vor Einzelfrauen angeklagt 
werden. 


Wie’s weitergeht ist noch nicht ganz klar i 
— aber WIR.MACHEN WEITER! Näxte 


Woche solPs einen Termin beim Krainer 
geben, außerdem bis Ende April einen 
“Runden. Tisch” mit PolitikerInnen von 
Stadt & Land. Und natürlich Cafe, Quat- 
schen, viele Veranstaltungen, Aktionen... 
(wie ein Grillfest, Disco. und nicht verges- 
sen: 30.4.Walpurgisnachtdemo!) 


WIR HAB’N EIN HAUS- 
DA GEMMA NET MEHR RAUS! | 


Erklärung 
Besetzen ist SUPA! 


Solidarität mit dem am 19, 3. besetzten Haus in Graz! 


Wir haben am 20. 3.das Haus Andreasgasse 6 in Wien 7 scheinbesetzt, und Transperente 


mit obigen Sprüchen rausgehängt, weil wir die Besetzung in Graz supa finden. 


Frauen gegen den faulen Frieden 


PROZESSERKLÄRUNG: 


Die Frauen vom besetzten Haus stel- 


.Ilen fest: 


DER WEG ÜBER EINE GE- 
RICHTLICHE KLAGE — VORAL- 
LEM SOLANGE VERHANDLUNGS- 
BEREITSCHFT BESTEHT — IST 
KEINE ANGEMESSENE FORM VON |» 
KONFLIKTLÖSUNG: Wir haben dieses 


- | Haus aus politischen Gründen besetzt. Ih- 


re Antwort darauf: Siebeginnen einen Ge- 
richtsprozeß gegen uns als Reaktion auf 
eine politische Initiative. Ihr Prinzip der 
“Gerechtigkeit” beruht auf Gewalten- 
trennung. Die Reaktion auf.das Autono- 
me Frauenzentrum zeigt wieder einmal 
deutlich das organisierte Zusammenspiel 
von Politik, Polizei und Justiz. Zitat aus 
der Klageschrift:" Nachdem durch die 
Polizei keine Schritte zur Räumung einge- 
leitet werden, sieht sich das Land Steier- 
mark gezwungen, gerichtliche Schritte 
einzuleiten" Zitat Ende. Gerichtliche 
Schritte eingeleitet, obwohl noch politi- 
sche Verhandlungen laufen, obwohl vom 
LR Klaüser keine gerichtliche Verfolgung 


[zugesichert wurde. 


Dieser politische Akt wird von ihnen 
auf eine gerichtliche Ebene abgeschoben. 
Einzelne Frauen werden beklagt, krimi- 
nialisiert und finanziell unter Druck ge- 
setzt. Ist das legal, die Frauen 2 Tage (!) 
vor dem Verhandlungstermin überhaupt 
erst davon zu verständigen, daß Klage &e- 
gen sie geführt wird ?? 

Wir sehen dies als eine Strategie an, die 
ohnehin in dieser patriachalen Gesell- 
schaft praktiziert wird: Vereinzelung, Iso- 
lierung, Kriminalisierung, Existenzbedro- 
hung, um politisches Denken und Han- 
deln zu beugen. 

Wir lassen uns nicht zermürben. Ge- 
meinsam sind wir stark. 

DIESES RECHT IST NICHT UN- 
SER RECHT ! Männer haben dieses 
Recht geschrieben, Männer führen es aus. 
Damit schützen SIE ihre Interessen, da- 
durch untermauern SIE das gewaltsame 
Patriachat. 


Das besetzte Haus ist unser Haus. 
Hurra! Das Land Steiermark — wer ist 
das ? WIR. — ist Besitzerin des Hauses, 
d.h. gehört allen. Die Landesregierung er- 
hebt nun als Privatklägerin Anspruch auf 


‚dieses öffentliche Eigentum, obwohl sie es 


nun seit über 10 Jahren leerstehen und 
verwahrlosen ließ. Sie betreibenhierSpek-| 
kulation mit Volxeigentum. . 


Ihre Justiz wird uns heute hier verurtei- 
len. Das heißt aber nicht, daß wir unser 


1 Haus verlassen werden. Wir kämpfen um 


unsere Freiräume. Frauenräume dürfen 
nicht nur Frauenträume bleiben. . 

GEMEINSAM RADIKAL ANTI- 
PATRIACHAL 

AUTONOMES FRAUENZEN- 
TRUM BLEIBT! 

Wir sind Frauen, Lesben, wir sind viele, 
wir haben die Schnauze voll!® 
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Ein Freispruch 


{AKIN, tja?!) 

Im vergangenen Jahr fand ei- 
ne Kundgebung gegen den Be- 
zirksvorsteher (des 6. Wr. Be- 
zirks, Anm.) Pint statt, der sich 
im Falle der Errichtung einer 
Hilfsstelle für Tablettenkranke 
(Ganslwirt, Anm.) entleiben 
wollte. Bei dieser wirren Veran- 
staltung traten auch drei Füh- 
rungskräfte der Volkstreuen Au- 
BerParlametarischen Opposi- 
tion (VAPO), einer rechtsradi- 
kalen Organisation, auf. Näm- 
‚lich Gilbert Link, Reinhard Ko- 
var. und Kurt Hofinger, die Flug- 
blätter mit dem Titel “Ein Herz 
für Inländer” verteilten, und im 


Anschluß (sic!) auf den Loquai- 
platz entwichen, wo sie aller- 
dings von einigen Leuten ver- 
trimmt wurden. Einer entkan, 


‚rief die auf der Veranstaltung 


ebenfalls anwesende Polizei. Die 
genannten Herren identifizierten 
Wolfgang P., einen bekannten 
linken Aktivisten, und mit ihm 
zusammen einen Türken, sowie 
einen 17-jährigen Jugoslawen. 
Die rechten Kaderleute wur- 
den am selben Tag und auch 
später von der österreichischen 
Exekutive vernommen, und bei 
dieser Gelegenheit übermittelte 
ihnen die Polizei, und dies steht in 
den Protokollen vermerkt, Na- 


- Kommen die Rechten? 


In jüngster Zeit wurden zwei kommunalpolitische Veranstaltungen 
‘von Rechtsradikalen gestört, die mobilisierten, um dort auslände- 
rInnenfeindliche Propaganda zu machen: Am 15.4, eine BürgerIn- 
nenversammlung im 10. Wiener Bezirk, am 16. 4. eine Podiumsdis- 
kussion bei einem internationalen Symposium im Wappensaal des 


Wiener Rathauses, _ 


(A.B.) 

Von der letztgenannten Veran- 
staltung kann ich als Augenzeugin 
berichten: Die Tagung drehte sich 
um “Die Bürger und ihre Stadt”, wo- 
bei die Beispiele von direkter De- 
mokratie und BürgeInnenbeteili- 
gung aus der Schweiaz und aus 
Deutschland die hier kämpfenden 
BürgerInnen neidisch werden lie- 

« Ben. Eine Volksbefragung, wie die in 
Wien Mitte Mai zu Staustufe und 
EXPO würde anderswo so ablaufen: 
Die Diskussionsphase für die Bevöl- 
kerung beträgt mindestens ein Ach- 


tel der Planungszeit. BürgerInnen, _ 


die sich mit. dem Projekt auseinan- 
dersetzen, bekommen ein ‚eigenes 
Etat, um sich darzustellen (EXPO 
2000 Hannover: 5 Mio für Aufklä- 
rung durch die BürgerInnen!) 
(doch: Wie werden die vergeben? 
Anm.d. Tipperin), Hochglanzfolder 
mit Paßbildern von Parteipolitike- 
tInnen sind verpönt; es wird nicht 
über ja oder nein abgestimmt, ohne 
das Projekt zu diskutieren, sondern 
es werden (auch in Ausstellungen, 
die durch die Bezirke wandern) 
mehrere Planungsvarianten, auch 
die Null-Variante, dargestellt. 
Wenn die Bevölkerung ausreichend 
informiert ist (Pro- und Kontra-Ar- 
gumente!), dann wird abgestimmt. 
Bei der Abschlußdiskussion 
wollten kritische BürgerInnen ei- 
gentlich von der regierenden SPÖ 
konkrete Zusagen auf Beteiligung 
an Änderungen der Landesverfas- 
sung (wo auch die direkte Demokra- 
tie geregelt ist) verlangen. Doch es 
kam etwas anders, denn es meldeten 
sich sofort etliche ältere Männer zu 
Wort,-von denen der erste nach et- 


was umständlicher Einleitung auf 


die AusländerInnen zu schimpfen 
begann und von Überfremdung 
sprach. Einige der anwesenden Bür- 
gerInnen und Grünalternativen rie- 
fen, er solle.schweigen, wir wollten 
keine auländerInnenfeindlichen Pa- 
rolen hören, und dann “Nazis 
raus!”. Die KritikerInnen der SPÖ 
mußten diese Partei auffordern, sich 
ihrer antifaschistischen Tradition zu 
erinnern (was dann auch geschah)! 
Einer der Referenten schaffte es 
dann, den Provokateuren den Wind 
aus den Segeln zu nehmen, worauf- 
hin sie einer nach dem anderen den 
Saal verließen. Einer derer, die sich 
darüber entsetzten, sprach mit ei- 
nem Staatspolizisten, der meinte, 
die ANR (Aktion Neue Rechte; 
Anm.) hätte die Einladung zu dieser 
Veranstaltung verschickt. 

Während engagierte. BürgerIn- 
nen, die beispielsweise einen Film 
über Müllvermeidung zeigen, dabei 
von mehreren Herren der Staats- 
schützer besucht werden, können 
organisierte Rechtsradikale unge- 
hindert ins Rathaus! Während die 
SPÖ gegen Initiativen und Grünal- 
ternative polemisiert, ignoriert sie 
rechte Tendenzen! Kritische Bürge- 
rInnen, die innerhalb der Demokra- 
tie Veränderungen wollen, werden 
bekämpft, während die dumpfen 
Demokratiefeinde geduldet wer- 
den! 

Da diese beiden Fälle sicher kei- 
ne Seltenheit sind, habt ein Auge auf 
größere BürgerInnenversammlun- 
gen in eurem Bezirk! Sprecht mit 
den Einladenden, nehmt FreundIn- 
nen mit und versaut den Rechten 
ihren Auftritt! e ; 


men und Adressen der Inkrimi- 


nierten, wie uns explizit mitge- 
teilt wurde! 

Ich weiß nicht, ob bei einer 
türkischen Gerichtsverhand- 
lung als Zeugen aufgerufene 
Graue Wölfe (türk. Faschisten, 
Anm.) sich derart benehmen 
dürfen, aber im Februar war 


‘der erste Termin, beidem zwar 


der Zeuge Hofinger gleich gar 
nicht erschien, aber Gilbert: 
Link im Zeugenstand die Be- 
langten mit dem Umbringen 
bedrohte. Wortlaut:"Du Sau, 
di dawisch i aa no, di kriag ma 
no!" 

In der vergangenen Woche 
war der 2. Prozeßtermin. Den 
Belästigten und Verdächtigten 
gelang. es mit Hilfe von Foto- 
material und Zeitungsaus- 
schnitten (...) ein präzises poli- 
tisches Profil des Gegners zu 
zeichnen und sämtlichen Ver- 
dacht auszuräumen. Unter an- 
derem wurde Bildmaterial aus 
dem AZ-Archiv vorgelegt, das 
die Irving-Veranstaltung und 


die rechtsradikale Provokation 


vor dem (besetzten) Kirchwe- 
ger-Haus, die beinahe in eine 
polizeiliche Räumung münde- 
te, dokumentiert. 

Es konnte eindeutig geklärt 
werden, daß.die drei einer 
rechtsradikalen Gruppe ange- 
hören, daß es sich um bereits 
bekannte und berüchtigte 
Rechtsradikale handelt, daß sie 
sich abgesprochen hatten, wie 
auch, daß die Belästigten (die 
Angeklagten, Anm.) bei der 
Schlägerei überhaupt nicht an- 


wesend waren, sondern.an ei- 


nem Ort, der davon etwa zwei- 


hundert Meter entfernt war. 


Die Aussagen der Nazis wa- 
ren von faselnder Wider- 
sprüchlichkeit geprägt. Einer- 
seits wurde behauptet, sie hät- 
ten gesehen wie Wolfgang P. 
zugeschlagen hätte; Hofinger 
sagte beim vorwöchentlichen 
Termin: er habe (hätte) gese- 
hen, daß alle drei bei diesem 
Rolikommando dabeigewesen 
seien-(wären), aber er habe 
nicht gesehen, daß sie schlu- 
gen. (NU was denn? Akin- 
Red.) Bei der Gegenüberstel- 
lung wurde nur Wolfgang P. 
“erkannt”, die anderen beiden 
wurden nicht wiedererkannt. 
(Sonderbar, daß rechte Schlä- 
ger einen 17-jährigen Auslän- 
der, der sie attakiert haben soll, 
nicht wiedererkennen! Akin- 
Red.) 

Gegenüber dieser erdrük- 
kenden Fülle von Kontraindi- 
zien mußte der Bezirksanwalt 


‚die Anwendung des Grundsat- 


zes:"Im Zweifelsfalle für den 
Angeklagten" fordern, und die 
Belästigten wurden mit der Be- 
gründung, die Belastungszeu- 
gen seien extrem unglaubwür- - 
dig, freigesprochen. 

Kräftiger Optimismus. 
sprüht aus den Worten eines 
der unschuldig Freigesproche- 
nen, und er meint:"Politisch 
heißt das, wenn man sich ag- 
gressiv verteidigt, porco Dio, 
daß man dann durchaus eine 
Chance hat, weil man die 
Glaubwürdigkeit erschüttern 
kann."@ 


Schickelgruber’s Geburtstag: 
Antifa-Demo am 20.4. in Wien 


(ein Antifa) 


Die Vorzeichen der Demo waren äußerst schlecht. Die Vorbereitun- 
gen wurden von nur einigen Gruppen getragen, Plakate sah mensch erst 
am 19.4. vereinzelt in Wien, und viele Gruppen wurden von der Demo erst 
gar nicht informiert. Am Anfang war es auch eine typische österreichische 
Demo (d.h. etwa 70 TeilnehmerInnen), bis plötzlich einige hundert Tu- 
gendliche von verschiedenen AusländerInnengruppen zur Demo stießen. 
Und die brachten Power in die Sache. Die Bullen und wir waren ziemlich 
überrascht. Die Demo wurde, laut und sehr schnell, es herrschte ein 
angenehmes Durcheinander zwischen allen DemoteilnehmerInnen. Wäh- 
rend des Demozuges (im 1. Bezirk) schlossen sich viele Leute spontan an 
und wir wurden mehr und mehr. Als der Zugam Donnerbrunnen vorbei- 
kam, wurden auf diesem (?, d’Korr.) etwa 30 Skins gesichtet: Sofort 
stürmten wir hin, den Bullen gelang es aber, Ketten zu bilden und so die 
Skins zu schützen. Doch ortskundige Antifas wußten natürlich, wie 
mensch noch zum Donnerbrunnen kommt, und viele liefen los um die 
Skins von einer anderen Seite her zu schnappen. Aber den Bullen und 
einigen unmilitanten DemonstrantInnen gelang es, die Skins durch stär- 
kere Ketten und Gewaltverzichtsaufrufe (typisch österreichische Gemüt- 
lichkeit) zu schützen. Die Skins haufen dann auch rasch ab, und der Zug 
ging weiter, noch lauter und schneller, und immer wieder kamen Leute zu 
uns. Kurz nachdem der Endpunkt der Demo erreicht war, wurden viele 
“sicher” zur U-Bahn gebracht und während der Fahrten begleitet. 

Ich würde mir wünschen, öfters mit den verschiedenen AusländerIn- 


nengruppen zusammenzuarbeiten. @ 


| | befreite kleingärten = TATblatt minus 50 — Seite 7 
Auf die Bäume ... 


_“Grünoasen”-Besetzung i in Wien- Hetzendorf 


Seit Dienstag nach Ostern sind die ehemaligen Kleingärten Egelsee (Wien 12) besetzt, um sie vor den Baggerzähnen zu retten. Nach 
den Plänen der Stadtväter soll die Grünfläche einer Volksschule weichen. 

Folgender Artikel ist aus den .spärlichen Informationen zusammengestellt, die wir haben. Folglich ist er relativ oberflächlich und 
möglicherweise im Detail nicht ganz richtig. Weil wir es aber dennoch wichtig finden, darüber zu berichten, daß es Widerstand gibt 
(wenn es ihn schon mal gibt), wollen wir ihn bringen und erwarten für die nächste Nummer einen fundierten Beitrag von der 


BürgerInneninitiative selbst. 


(TATblatt-Wien) i 
25 Jahre lang hat es die Stadt Wien 
prächtigst verstanden, die vorhandene 


Volksschule in Hetzendorf verkommen zu 
lassen. Eine notwendige Sanierung und die 
bereits geplante Erweiterung wurden nie in 
Angriff genommen. Die Folgen waren ab- 
sehbar: Heute ist das Gebäude in einem 
“desolaten Zustand und droht noch dazu aus 
den Nähten zu platzen; einige Klassen wur- 
den inzwischen in der Hauptschule angesie- 
delt, der es jedoch ebenfalls an Platz man- 
gelt. Kein Wunder also, daß der Elternver- 
. einaufeinen Schulneubau drängt. Und der 
soll nun, nach dem Willen der Gemeinde, 
just aufdem letzten Fleckchen Grün in Het- 
zendorf entstehen. 

Nicht so allerdings, wenn es nach der 
BürgerInneninitiative “Rettet Hetzendorf” 
geht. Seit 3 Jahren versucht sie mit allen 
erdenklichen Mitteln, den Grünraum zu er- 
halten: Unterschriften wurden gesammelt, 
BürgerInnenversammlungen durchgesetzt, 
Gutachten eingeholt, Alternativvorschläge 
erarbeitet und natürlich geredet, geredet, 
geredet. Die Gemeinde ignoriert, erteilt die 
Baubewilligung und los geht’s! Oder doch 
nicht? Denn so leicht lassen sie sich nicht 
. abwimmeln, die BürgerInnen, und setzen 
den Schritt in die Illegalität: Besetzt! 

Bereits 1985 wurden von Bezirk und Ge- 
meinde fünf andere Schulstandorte ausge- 
wählt und Ankaufsverhandlungen angeord- 
net. Verhandelt wurde allerdings nie. 


. nung” ist. Das Warnsy- 


Stattdessen wurden vor drei Jahren die 
PächterInnen der Kleingärten Egelsee ab- 
gesiedelt. Die besten möglichen Schul- 
standorte, darunter ein gemeindeeigener 


Grund, gingen inzwischen an die Baugigan- 
ten Kallinger und Mischek. Doch die BI 
konnte noch einen weiteren (6.) möglichen 
Standort auftreiben, der noch zum Verkauf 
bereit steht. Außerdem wäre immer noch 
die Sanierung der bestehenden Volksschule 
möglich und sogar billi- 
ger, als ein Neubau (6 
Mio 65 im Vergleich z 
mehr als 100 Mio 68). 

_ Die “BesetzerInnei 
szene” ist ausgesproche 
gemischt: Die SchülerIn 
nen der benachbarten; 
Hauptschule erweisen 
sich als die hartnäckig 
sten. Bei Räumungsgc- } 
fahr wird einfach Schule | 
geschwärizt (endlich eir 
mai hautnahe politisch 
Bildung), ansonsten 
kommt jede Pause ei 
ganzer Schwarm ange- 
rannt, um zu schauen, ob 
“eh noch alles in Ord- 


Zus - 


stem funktioniert eben- 
falls .gut: Droht Gefahr, 
daß einE Lehrerln vor- 
beischaut,kommt schnell 
einE MelderIn daher & 


und blitzschnell lösen sich die “Illegalen” in 
Luft auf. Doch auch der Direktor der 
Hauptschule greift zu originellen Mitteln: 
Er erstattete Anzeige gegen die Eltern eines 
Schülers, die ihrem Sohn eine Entschuldi- 
gung geschrieben hatten, daß er leider nicht 
zur Schule gehen könne, da er an einer 
Demonstration teilnehmen, müsse. Der 
“Verstoß gegen die Schulpflicht” sollte 


12 336,10 8S kosten — doch der “Herr Di- 


rektor” ließ noch einmal Gnade vor Recht 
ergehen, zog die Anzeige zurück und be- 
gnügte sich vorerst mit einer “Aufklärung” 


der Eltern über die Schulpflicht. 


Der. Rest der BesetzerInnen setzt sich 
aus sich Urlaub nehmenden Männern und 
Frauen, aus Müttern und Vätern mit Klein- 
kindern, SeniorInnen, StudentInnen, ... — 
hlichtweg alles, was so kreucht und 


. fleucht, zusammen. 


Während die Besetzung läuft, wird auch 


versucht, auf rechtlichem Wege etwas zu 
_ erreichen: Beim Verfassungsgerichtshof ist 
.. bereits eine Klage wegen der Umwidmung 
der Gärten eingebracht. 


Auch in diesen soll sich einiges ändern: 


\ Die BesetzerInnen wollen demnächst eine 
- “Entrümpelung” der Gärten von all dem 
" Ramsch, der sich in den vergangenen 3 Jah- 


ren dort angesammelt hat, starten und ei- 
nen Teil des Geländes für ältere und gehbe- 
hinderte Menschen leichter zugänglich ma- 
chen. Von dem grünen Fleckchen sollen alte 
profitieren können. Ein Besuch lohnt sich! 


- (Überhaupt jetzt im Frühling!) @ 


pin 
ran, 
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Kein Ende der Sauereien ohne Ende _ 
Trauerspiel — Siebenter Akt 
Die Räumungsgefahr für die BewohnerInnen der Krbkiierinnenkiänser in Leobersdorf 


ist nach wie vor nicht gebannt. Im Gegenteil: Der Vertreter der Landesregierung Nieder- 
österreich glänzt durch menschenverachtende Bemerkungen. 


(Mieter-Interessens-Gemeinschaft) 

Am 26. März fand in Leobersdorf neu- 
erlich eine Demonstration statt. Ziel war es, 
für die von der Obdachlosigkeit und der 
. Abschiebung in ihre Herkunftsländer be- 

drohten BewohnerInnen des mit einem Ab- 
bruchbescheid belegten Hauses in der Süd- 
bahnstraße 45 - 47 eine aktzeptable Lösung 
zu bewirken. Einzig konkretes Ergebnis war 
die zwischen VertreterInnen der Mieter-In- 
teressens-Gemeinschaft Österreichs und 
Bürgermeister Heiden getroffene Verein- 
barung an den Beauftragten der Nieder- 
österreichischen Landesregierung, Zaus- 
singer, heranzutreten, damit dieser einen 
Krisenarbeitskreis einberufe. 

Obwohl die beschränkte-Erfolgsaussicht 
durchaus bewußt war, übertrifft die pene- 
trante Arroganz des Umgangs mit diesem 
Ansinnen die schlimmsten Befürchtungen. 
Ob Bürgermeister Heiden seiner schriftlich 
protokollierten Zusage, an-Zaussinger her- 
anzutreten, nachgekommen ist, kann nicht 
festgestellt werden.. Er ist jedenfalls unse- 

. rem Ersuchen, unsüber seine Bemühungen 
aufdem Laufenden zu halten, nicht nachge- 
.kommen. 

Das menschenverachtende Auftreten 
der Behörden im Fall Leobersdorf wurde 
abervon Herrn Zaussinger, seines Zeichens 
Mitglied der Hofratsgilde der Niederöster- 
reichischen Landesregierung, gekrönt. 
Nachdem er sich zu einer Beantwortung 
unseres Ersuchens nicht herabgelassen hat- 
te, erklärte er auf telefonische Anfrage in 
einer Diktion, zu der sich Kommentare fast 
erübrigen, daß.er den gewünschten Arbeits- 
kreis nicht einberufen werde. Es gäbe einen 
solchen bereits seit einiger Zeit. Gebildet 
werde er von Bürgermeister Heiden, Be- 
zirkshauptmann Wanzenböck und von ihm 
selbst. Der Arbeitskreis sei damit beschäf- 

“tigt Wohnungen zu finden. Wenn das Er- 
gebnis dieses Stabes als Maßstab für ihre 
Bemühungen herangezogen wird, stelit sich 
die Frage, was die Herren bei ihren Sitzun- 
gen machen. Wohnung haben sie jedenfalls 
noch keine einzige bereitstellen können. 
Hofrat Zaussinger ist anscheinend in der 


glücklichen Lage, nicht nach Erfolgen be- 
zahlt zu werden. Wäre dies der Fall, könnte 
er sich seine eigene Wohnung wohl nicht 
mehr leisten, was wenigstens eine freie 
Wohnung schaffen würde. 

Weitere SchmankerIn Zaussingers: 

-Er findet es unverantwortlich, daß die 
Väter ihre Familien in dem Haus leben las- 
sen. Er würde dies seinen Kindern und sich 
selbst nicht zumuten, da er nach zwei Wo- 
chen schwer krank wäre. Aber die Bewoh- 
ner seien halt ausanderem Holz geschnitten 
(so fremdländisch halt — oder ? Anm. d. 
Schreiberlings) 

Die einzig zielführende Lösungsmög- 
lichkeit sieht er darin, professionelle Mak- 
lerbüros mit der Wohnungssuche zu beauf- 
tragen. Mit den Kosten könne man die 
Hauseigentümer aber nicht belasten. Über 
die Finanzierung sollte sich die Mieter-In- 

"teressens-Gemeinschaft den Kopf: zerbre- 
chen. Die Umkehrung der Verschuldens- 
frage beherrscht Herr Zaussinger — wie 
schon bei der oben genannten Verantwor- 
tung der Väter — blendend. Nicht die Täter 
sollen die Suppe auslöffeln sondern die Be- 
troffenen. 

Er habe so viele Protestschreiben und 
Anliegen von Bürgern am Tisch liegen, daß 
er sich nicht mit jedem Ansinnen beschäfti- 
gen könne. Ansonsten würden alle wichti- 
gen Anliegen unbeantwortet bleiben. Mög- 
licherweise meint der Herr Hofrat damit die 
Eröffnung des Bierzelts in Bad Scheißklap- 
persdorf. 


Da Hofrat Zaussinger den Fall Leobers- 
dorf anscheinend nicht als wichtig erachtet, 


sollte er seine konspirativen Treffen mit. 


Bürgermeister Heiden und dem Bezirks- 
hauptmann einsparen, damit er Zeit findet, 
stattdessen ein Komitee einzuberufen, das 
im Gegensatz zu ihm Lösungsmöglichkei- 
ten für die Betroffenen sieht. 


Die sture und arrogante Haltung der 
Niederösterreichischen Landesregierung 
löst bei uns jedenfalls Gefühle des. Übel- 
seins aus. @ 


Arbeitsmarktpolitische 
Betreuung für ausländi- 
sche Frauen von Schließ- 
ung bedroht! 


Die weitere Finanzierung der einzigen Be- 


_ ratungsstelle speziell für ausländische 


Frauen wurde von Sozialminister Hesoun 
nicht mehr bewilligt. 


(Dachverband der Bildungs- und Beratungs- 
einrichtungen für ausländische Frauen) 

Seit über einem Jahr gibt esin Wien eine 
arbeitsmarktpolitische Betreuungseinrich- 
tung für ausländische Frauen. Träger dieser 
Beratungsstelle ist der Dachverband der 
Bildungs- und Beratungseinrichtungen für 
ausländische Frauen. Drei Mitarbeiterin- 
nen betreuen zur Zeit Frauen aus der Tür- 
kei, Jugoslawien und dem Iran in deren 
Muttersprache. Beratungsinhalte sind ar- 
beitsrechtliche und sozialrechtliche Proble- 
me, wie zB. Erlangung einer Beschäfti- 
gungsbewilligung oder eines, Befreiungs- 
scheines, Ansprüche aus der Arbeislosen- 
versicherung, Kündigungsschutz, Mutter- 
schutz, etc. Frauen, die sich beruflich quali- 
fizieren wollen, werden beraten und in 
Kursmaßnahmen der zuständigen Arbeits- 
ämter vermittelt. Weiters bietet die Bera- 
tungsstelle Übersetzungshilfe und Unter- 
stützung im Umgang mit Behörden an. - 

Arbeitsmigrantinnen sind am österrei- 
chischen Arbeitsmarkt ganz besonders be- 
nachteiligt. Sie sind vorwiegend in jenen 
Branchen beschäftigt, die sich durch einen 
hohen Frauen- und AusländerInnenanteil 
auszeichnen. Aufgrund des hohen Anteils 
ausländischer Frauen am Arbeitsmarkt ei- 
nerseits und deren vielschichtigen Belastun- 


_ gen durch Beruf, Sprachschwierigkeiten, 


Isolation, Familie und Wohnungsnot ande- 
rerseits, ist die Aufrechterhaltung der ar- 
beitsmarktpolitischen Betreuungseinrich- 
tung für diese Zielgruppe ganz besonders 
notwendig. j 

Trotz zahlreicher Interventionen seitens 
diverser Fraueneinrichtungen lehnt He- 
soun die Unterzeichnung der Finanzie- 
rungsbewilligung ab. Bis Juni wird die Bera- 
tungsstelle durch; das Landesarbeitsamt 
Wien zwischenfinanziert — was danach pas- 
sieren wird, steht in den Sternen. 


bezahlte Anzeige 


Wir haben" eschafft! (LFff! 
Seit Anfang des Jahres sitzt der papierTIGER auf seiner neuen Adresse 
und freut sich schon auf Dein Kommen. Damit Du recht bald kommst, 
hat er eine kleine Überraschung: Ein Notizbuch mit 200 Seiten. Gratis. 
Dieses Inserat ist Dein Gutschein. 
1070 Wien, 


5233071. Fax. 


papierTIGER GmbH, 


Westbahnstr.40. Tel. 523307122. 
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- Häuserkampf / Häuserkrampf 


Während in Berlin sich mittlerweile viele der besetzten Häuser an den Verhandlungstisch setzen, ist die Hamburger Hafenstraße wieder 
verstärkt von einer Räumung bedroht. Für Anfang Mai wird zu europaweiten Aktionstagen SuigerSien: ; 


(TATblatt Wien) 


Als im November letzten Jahres die 
Mainzer-Straße im Ostberliner Bezirk Frie- 
drichshain mit einem Riesenaufgebot von 
Polizeiund BGS geräumt wurde, dasorgten 
die Bilder vom beherzten Widerstand der 
BewohnerInnen für Aufregung und Hoff- 


nung zugleich. “1 Million Sachschaden für _ 


jedes geräumte Haus” wurde versprochen, 
und vergleiche zu einer breiten Hausbeset- 
zerInnen - Bewegung (!) Anfang der 80iger 
Jahre wurden hörbar. Bis heute kann aber 
von einer Bewegung keine Rede sein. Von 
den im Vorjahr noch 120 besetzten Häu- 
sern ist nur mehr wenig zu hören. Aktionen 
finden nur aus dem engeren BesetzerInnen 
- Umfeld heraus statt, allgemein wird über 
mangelnde Solidarisierung der autonomen 
Bewegung geklagt. Seit Jänner finden Sonn- 
tagsspaziergänge durch Friedrichshain 
statt, die zur Vermittlung 
von Besetzungen gegenüber 
der ansäßigen Bevölkerung 
dienen sollen. Regelmäßig 
kommt es zu üblen Provoka- 
“ tionen durch die Polizei, 
mehr als 200 Personen neh- 
men mittlerweile nicht mehr 
daran Teil. 

Der überwiegende Teil 
der Häuser in Ostberlin zieht 
es mittlerweile vor, über Ver- 

“handlungen mit den diversen 
zuständigen Wohnbaugesell- 
schaften zu Mietverträgen zu 
kommen. Nebst allen mögli- 
chen Schikanen und. Aus- 
grenzungen werden prinzi- 
piell nur Einzelmietverträge 
für einzelne Wohnungen 
vergeben. Eine tiefgreifende 
Spaltung zwischen Verhand- 
lungswilligen und -verweige- 
rInnen hat damit schon statt- 
gefunden. Ende Jänner löste 
sich der BesetzerInnenrat 
auf, der bis dahin einen gro- 
ßen Teil der Häuser in den 
Verhandlungen mit den Re- 
gierenden vertreten hat. Ei- 
ne Wiederbelebung dessel- 
ben scheiterte an mangeln- 
der Beteiligung. 

Schon zu Beginn Dezem- 
ber ’90 wurde das vorletzte 
besetzte Haus im Westteil 
geräumt, im Ostteil wird die 
“Berliner Linie” durchgezo- 
gen. Damit beantwortet der $ 
Senat jede Neubesetzung 
mit sofortigem Polizeiein- 
satz. Davon unbeeindruckı 


werden die Mieten in Ostberlin bis um das 
8-fache ansteigen ... : 


Hamburg: 


Mit Hilfe der Medien und einer ganzen 
Reihe von Paragraphen wird auch weiter. 
gegen die Hamburger Hafenstraße gehetzt. 
Das LG Hamburg hat mittlerweile ent- 
schieden, daß eine Räumung aufgrund der 
Kündigung des Pachtvertrages nicht mög- 
lich ist, sondern Einzelurteile gegen jedeN 
MieterIn nötig sind. Das würde den juristi- 


“schen Weg zur Räumung zwar erheblich 


verkomplizieren, vor allem da viele Bewoh- 
nerInnen nicht namentlich bekannt sind, 


schon aber werden die. Stimmen laut, die 


einer gewaltsamen Räumung aufgrund des 
Polizeirechts (SOG) bei “polizeilicher Ge- 
fahrenlage” den Vorzug geben. Der Ham- 
burger Innensenator bemerkte öffentlich, 
eine mietrechtliche Räumung dauere ihm 


zu lange. 

Daß den Hamburger Regierenden vor 
einer gewaltsamen Eskalation nicht Bange 
ist, zeigen u.a. die provokanten Hausdurch- 
suchungen nach $ 129a und der RAF-Vor- 
feld-Medienhetze am 15. Mai 1990, und die 
Räumung der hafennahen Bauwagensied- 
lung ein Jahr zuvor. Inzwischen weiß sogar 
das Hamburger Abendblatt davon, daßeine 
bewußte Eskalation der Bauwagenräu- 
mung bis zur Erstürmung.der Hafen-Häu- 
ser vom Senat gebilligt war. Der Sprengmei- 
ster stand bereit, um die Häuser DENE 
lich zu zerstören. 


Europaweit ionstage a 


Friede: 


Indes wird europaweit zur Räumung 
von autonomen Freiräumen geblasen. Die 
europäischen Innenminister haben auf ei- 
ner TREVI-Konferenz ver- 
einbart, alle besetzten Häu- 
ser und Zentren bis 1992 räu- 
men zu lassen. Um diesem 
geballten Angriff etwas ent- 
gegenzusetzen wird zu einer 
Vernetzung autonomer Zen- 
tren und. gemeinsamen Ak- 
tionstagen aufgerufen. 

“Imperialistischer ‘Frie- 
den‘heißt hier in Europa, in 
den hochindustrialisierten 
Ländern, wo die Zentralen 
der-großen Banken und Kon- 
zerne sind, daß das gesamte 
gesellschaftliche Leben der 
: Logik des .Profits, der Geld- 
Ware-Beziehung unterge- 
ordnet ist. 

) 

Die Besetzung von Häu- 
sern und selbstbestimmten 
Zentren ist eine unserer Ant- . 
worten auf die Verknappung 
und Spekulation mit Wohn- 
‚raum, die permanente Ver- 
teuerung von Mieten. 

Wir nehmen uns das, was 
;“ wir brauchen. 

- Zum anderen geht es uns 
dabei um den Aufbau von 
Lebenszusammenhängen, in 
denen wir soziale. und 
menschliche Strukturen und 
Werte, eine andere Kultur 
außerhalb der Geld-Ware- 
Beziehung aufbauen kön- 
| nen. Unsere Suche nach ei- 
nem neuen sozialen Sinn hat 
auch eine gesamtgesell- 
schaftliche Bedeutung. 


(.)® 
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Kein imperialistischer Normal- 


zustand! 


Ende März dieses Jahres beanschlagte 
“Thomas Münzers Wilde Horde” das Gebäu- 
de der Treuhandgesellschaft in Rostberlin. 
U.a. wurde dabei das Zimmer eines quasi‘ 
Volksanwaltes’ schwer in Mitleidenschaft 
gezogen. Die Bulle-wart-Presse erklärte die 
“Wilde Horde” sofort zur Stasi-Seilschaft. 
Ähnlich verfuhr sie mit der RAF. Aus heite- 
rem Himmel tauchten Beweise für angeblich 
in der DDR abgehaltene Trainingslager auf, 
die aber von der Bundesanwaltschaft bis heu- 
te nicht veröffentlicht werden konnten. Ziel 
der Unterstellungen war (auch) die Kanali- 
sierung des in der ehemaligen DDR aufkei- 
menden Widerstandes gegen BRD- und Treu- 
handpolitik. Kohl und Co. gaben sich wohl 


 TREUHANDANSTALT 


Niederlassung Berlin 


Die erste Erklärung 

“Sie haben dem Volk die Stimme geraubt 
und haben an seiner statt das Geld zum Herr- 
gott gesetzt.” (Thomas Münzer) 


DIETREUHAND - sie ist die neue Super- 
macht schlechthin, nach der Annektion der 
DDR. Rohwedder, der eigentliche Herrscher 
des Ostens, hat sich um die Interessen des west- 
deutschen Großkapitals — Deutsche Bank, Bay- 
er, VEBA, Thyssen, Siemens und wie sie alle 
heißen — verdient gemacht. Er hat die DDR-In- 
dustrie und. Landwirtschaft im Auftrage der 
Herrn aus Bonn kaputtsanieren lassen: ‘Abwik- 
keln’, wie es in der Amtssprache des Finanzmi- 
nister Waigel heißt. Derselben Sprache und der- 
selben Worte bedienten sich die Nazis, um das 
Jüdische Kapital zu ‘arisieren’. Damals in perso- 
na ihres heutigen Ehrenvorsitzenden Herman J. 
‚Abs, wie heute durch ihr Vorstandsmitglied van 
Hoven, ist die Deutsche Bank federführend an 
den miesen Geschäften beteiligt. Eckhardt van 

. Hoven kümmert sich besonders um die Zer- 
schlagung der Werftindustrie an der Ostseekü- 
ste. Um keine neue unliebsame Konkurrenz für 
die Werften aus der alten BRD aufkommen zu 
lassen, an denen die Deutsche Bank Beteiligun- 
gen hat, werden durch van Hoven mehrere zehn- 
tausend ArbeiterInnen ‘rausgeschmissen‘. 

Das ist nur ein Beispiel für die ‘Arbeit’ der 
Treuhand. Das westdeutsche Kapital hat kein 
Interesse an mehr Produktionskapazitäten, des- 
halb ist der eigentliche Auftrag der Superbehör- 
de Treuhand, soviel wie möglich kaputtzuschla- 
gen. Wir wollten dem nicht tatenloszusehen und 


“ der Hoffnunghin, daß der Haß der Menschen 


in der DDR auf die ex-Stasi und die ex-DDR- 
"Kommunisten" größer sein würde als die 
Wut über die BRD-Besatzungspolitik. Ob die 
Rechnung aufgeht, bleibt vorerst unbeant- 
wortet. Wir dokumentieren aber im Folgen- 


‚den zwei Erklärungen der “Wilden Horde” 


zum Treuhandanschlag sowie einen Brief des 
Gefangenen aus der RAF, Christian Klar, zu 
den angeblichen Trainingslagern in der 
DDR. Die RAF-Erklärung zum plötzlichen 
Tod des Treuhandchefs Rohwedder sprengt 
den vorhandenen Raum. Sie .wird nächstes- 
mal nachgeschoben. WelcheR das bis dahin 


" zulangist, kann sie gegen zehn Öschis bei uns 


bestellen (Kopierkosten und Porto). 


Die zweite Erklärung: 

Nachdem wir uns von unserem nächtlichen 
Ausflugerholt haben, die Medien auf uns wirken 
ließen und das mitgenommene Material gesich- 
tet haben, melden wir uns wieder zu Wort: 

Wir sind weder die Stasi noch Wirtschaftskri- 
minelle oder deren HelferInnen. Daß wir vom 
Osten (bzw jetzt vom Stasi) bezahlt werden, hö- 
ren wir schon seit Jahrzehnten. Uns war aus 
revolutionärer Sicht (die gibts tatsächlich noch) 


“ daran gelegen, die Arbeit des Superkonzerns 


Treuhand ein wenig zu sabotieren und einige 
Machenschaften aufzudecken. 

Deswegen suchten wir auch die Abteilungs- 
zimmer samt Vorzimmer von ‘Wirtschaft, Recht: 
und Finanzen’ auf. Das 4.Zimmer, das Zimmer 
des Vertrauensbevollmächtigten, war lediglich 
'mit dem Namen gekennzeichnet. Es war uns ent- 
gangen, daß dieser Name der des Richters a.D. 
war, der die Bürgerbeschwerden entgegenneh- 


.men soll. 


Wir haben das Material aus diesem Zimmer 
der Wochenzeitung “die andere” zukommen las- 
sen, damit der ‘Stasi-Fahnder’ ebenfalls einer 
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haben der Berliner Zweigstelle der 
Treuhand einen feurigen Besuch ab- 
gestattet. Wir haben die Zimmer der 
Abteilung für Finanzen, Wirtschaft 
und Recht in Brand gesetzt. Zuvor 
haben wir etliche Akten und Disket- 
ten mitgehen lassen, um mal genauer 
zu sehen, in welche Hände tatsächlich 
die vielen Milliarden aus Bonn fließen 
und wer dadurch geschmiert wird 
oder sich ‘saniert’. : 

Die im realen Sozialismus auch 
nur auf dem Papier’ volkseigenen Be- 
triebe soliten endlich in des Volkes, 
der ArbeiterInnen Hände übergehen. 
Sie solien allein entscheiden, was sie 
mit den Sanierungsmilliarden ma- 
chen. Schließlich sind es ArbeiterIn- 
nen, die die Profite der Kapitalisten 
und die Steuereinnahmen der Staats- 
bürokratie erwirtschaften. Ihnen ge- 
hört die Kohle, ihnen gehören die 
Häuser und Ländereien! 

“Es ist nicht möglich, daß ein 
Mensch bei dieser Tyrannei zum 
Nachdenken kommt. Ganz Deutsch- 
land, schuftet, damit einige Herren 
prassen können. Die Leute wachen 
auf. Sie wollen keine Ochsen sein, die 
einen Prunkkarren ziehen.” (Tho- 
mas Münzer) 


Berlin, 29.391 . 
Thomas Münzer'< Wilder Hu: fn 


öffentlichen Kontrolle unterliegt. 

Der Gemeinde Schollene haben wir Un- 
terlagen über die Übertragung ihres Ge- 
meindeeigentums zugeschickt. Wir wollen 
nicht, daß der Gemeinde Gelände für die 
allgemeine Nutzung vorenthälten wird. 

Der Millionenbetrug des Geschäftsfüh- 
rers des Treuhandunternehmens HVG in- 
teressiert uns relativ wenig angesichts des 
Betruges der BRD-Regierung samt: ihrer 
Treuhand an den zu’ Lohnarbeit gezwunge- 
nen Menschen. 

Mit Freuden sehen wir den nächsten Wo- 
chen entgegen, wo wir unser Material mit den 
Bekanntmachungen der Treuhand abglei- 
chen werden können. 


Mit revolutionären Grüßen 


Thomas Münzers Wilder Haufen 


Erklärung von Christian Klar (Gefangener aus der 
RAF) zum Vorwurf der Zusammenarbeit mit DDR-Ge- 
heimdiensten 


Bruchsal, am 30.3.1991 


Die von der Bundesanwaltschaft (BAW) und einem 
ex-MfS-Mann (Ministerium für Staatssicherheit der DDR) 
behauptete, also eine die Aktionen gegen die Air Base 
Ramstein und gegen den US-General Kroesen vorberei- 
tende militärische Übung oder Ausbildung in der DDR hat 
es nicht gegeben. Da war nichts! 

Aber wunderbar, wäre es denn tatsächlich so gewesen, 
dann hätte z.B. das Kommando nicht mit der RPG in der 
Gegend der Schwarzwald-Hochstraße üben müssen — wie 
dann im Spätsommer ‘81 geschehen. Wer diesen TouristIn- 
'nenfreilauf und den Bums der Waffe kennt, kann sich das 
eingegangene Risiko und den Aufwand an Absicherung 
vorstellen. ; 

Abgesehen davon, daß es ein neuer Anlauf der anti- 
RAF-Propaganda werden soll (°5.Kolonne’u.ä.), und das ja 
wieder an einem ganz und gar untauglichen Punkt, fällt zum 
Kalkül der knalligen BAW-Geschichte natürlich sofort ein, 
wie die Manipulation von (teilweise wirklichen) Fakten das 
Streben des westdeutschen, heute großdeutschen Staats- 
schutz befördert, uneingeschränkt an die bisher noch nicht 
greifbaren Akten über die ex-DDR-Bevölkerung ranzu- 
kommen — Menschen, denen die Erfahrung der Härte 


. einer imperialistischen Staatsschutzmaschine erst noch be- 


vorsteht. ; 


Christian Klar 


| N, Urs ex 
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 englands erste kolonie 


seit 800 jahren sind die 6 counties (die 6 
grafschaften der nord-öÖstlichen provinz.ul- 
ster) von england besetzt. der name “nord- 
irland” wird meist von der protestantischen 


bevölkerung verwendet, die die macht in . 


den 6 counties mit dem englischen system 
ausübt. die protestantische bevölkerung ist 
fast ausschließlich unionistisch?, loyalistisch! 
und sektiererisch?. 

“nordirland” — eigentlich ulster, aber 3 
katholisch dominierte grafschäften wurden 
bei der teilung irlands 1921 von den 6 rest- 
lichen grafschaften ulsters getrennt, um ei- 
ne künstlich geschaffene protestantische 
vorherrschaft zu garantieren — ist ein 
“dritt-welt land” mitten in europa. 

irland liegt zwar in europa, aber an des- 
sen peripherie. geographisch, wie der “haut- 
farbe” nach ist es teil der westlichen welt. 
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entwicklungshistorisch und der form und 
des inhalts der auseinandersetzung nach ist 
es aber teil des trikonts. 

nach der teilung konnte durch die direk- 
te einbindung der 6 counties eine gesamtiri- 
sche unabhängigkeit von england verhin- 
dert werden. die 6 counties waren immer 
nur ein Öökonomisches anhängsel englands. 


aber auch eire (republik irland) wickelt 50% 


des außenhandels mit england ab. irland 
wird also trotz entkolonialisierung eires wei- 
terhin durch england beherrscht. die prote- 
stantische mehrheit in den 6 counties muß 
die engländer hinter ihrem rücken wissen, 
um die anti-katholischen apart- 
heidsstrukturen — gegen den widerstand 
der katholikInnen — durchsetzen zu kön- 
nen. die engländer brauchen noch einen 
stützpunkt in irland, um die wiedervereini- 
gung mit eire zu verhindern, die auf der 
 tagesordnung stünde, wenn die republikani- 
schen kräfte den konflikt zu ihren gunsten 
entscheiden könnten. ein neutrales irland 
wäre eine geo-militärische gefahr für die 
nato. außerdem, müßten sie, wenn england 
die 6 counties in die völlige unabhängigkeit 
entließe, einen zerfall des königsreiches be- 


(1. TEIL) 


fürchten — die anderen 2 “internen” kolo- 
nien, schottland und wales, die auch gegen 
den willen der ursprünglichen bevölkerung 
annektiert wurden, würden ihre kämpfe ge- 
gen das englische zentrum verstärken — 


und das vereinigte königreich wäre auf das 


englische territorium geschrumpft. die pro- 
testantischen apartheidsstrukturen ließen 
sich in einem vereinigten irland nicht auf- 
rechterhalten — es gäbe dann nämlich eine 
protestantische minderheit. eire hat biszum 
hillsborough-abkommen 1985 am grund- 
satz der einbindung der 6 counties festge- 
halten. danach gab es keine intention mehr, 
sie tatsächlich anzustreben: es würde dann 
die bestbewaffnetste minderheit in w-euro- 
pa (protestantisch) und die radikale republi- 
kanische bewegung (sinn f&in*) ziemlich vie- 
le probleme für die irische regierung auf- 
werfen. 

20 jahre englische 

besetzung bedeuteten 


Kr, mehr als 2700 tote, 


über 300.000 haus- 
durchsuchungen, über 
2000 internierungen, 
tausende. politische ge- 
fangene, ca. 51.000 ver- 
haftungen zwecks oft- 


verhöre und folter, wei- 
teren abbau der rechte 
und verschlechterung 
der sozialen situa- 
tion.über-die 6 counties 
wird in den internatio- 
nalen medien ‚nur be- 
richtet, wenn die IRA 
einen anschlag in der 
größe von downing 
street dieses jahres 
durchführt. die engliche regierung hat kein 
interesse daran, daß über diesen anti-kolo- 
nialen befreiungskampf berichtet wird, des- 
halb unterliegen die medien einer strengen 
zensur. es ist also kein wunder, wenn weder 
in. britannien noch im restlichen europa 
über den kampf gegen das protestantische 
siedler-regime ( plantation” nicht viel zu 
hören ist. in den 6 counties werden sogar 
gälische demos/kundgebungen für die gäli- 
sche sprache — sprache ist politisch — zen- 
suriert: im tv hören wir dann nur die repor- 
terInnen ihre stellungen dazu äußern, die 
nicht unbedingt mit dem gesagten überein- 
stimmen. republikanische abgeordnete dür- 
fen seit oktober 1988 nur mehr bei wahlen 
im rundfunk und tv im original-ton zu hören 
sein, sonst werden sie immer zensuriert. seit 
november 1988 müssen die abgeordneten 
einen anti-gewalt-schwur für den wahlan- 


tritt ablegen — das ist vor allem gegen sinn. 


fein gerichtet. 

in einem katholischen viertel, die bevöl- 
kerung ist großteils republikanisch”, in w- 
belfast ist in den obersten stockwerken des 
19-stöckigen hochhauses die armee statio- 
niert, die das ganze viertel mit inirarotka- 


maliger mehrtägiger 


meras kontrolliert. wenn jugendliche z.b. 
brennendereifen.aufdiestrasse schleudern, 
gegen polizei (RUC°) oder militär (UDR 
oder englisches) sind innerhalb von wenigen 
sekunden ein/mehrere militärhubschrau- 
ber und militärfahrzeuge zur stelle. die be- 
wegungsfreiheit ist somit schwer be- 
schränkt. 


stadtteilplanung 


belfast ist fast ganz in katholische und 


„ protestantische viertel getrennt- von mili- 


tärplanern ausgeheckt. es wurden kleinsied- 
lungen gebaut, deren küchen und vorzim- . 
mer gut zu beobachten sind. außerdem bie- 
ten sie keine möglichkeit, eine große anzahl 
demonstrierende/r aufzunehmen. die dä- 
cher werden in verschiedenen farben gestri- 
chen, um den militärhubschraubern einen 
besseren überblick zu bieten. neue gebäude 
im katholischen teil, wenn überhaupt wel- 
che gebaut werden, werden mit so kleinen 
eingängen gebaut, daßsie leicht abzuriegeln 
sind. es gibt 23% überbelegte haushalte im 
katholischen teil west-belfasts, im restlichen 
12,4%. freie wohnungen im katholischen 
west-belfast 1,7%, im restlichen 8,5%. _ 

die “peacewall” ist eine mauer um ein 
katholisch/nationalistisches viertel belfasts, 
die mit eisentoren verschließbar ist: so ist es 
möglich, das ganze viertel hermetisch abzu- 
riegeln. 

die wahlbezirke werden so eingeteilt, 
daß, trotz katholischer mehrheit in einer 
stadt, es mehr protestantische als katholi- 
sche stadträte gibt. , 

1968 kämpften die katholikInnen noch . 
für “eine person — eine stimme”, daes pro 
besitz eine stimme gab — die mehrheitlich 
protestantischen hausbesitzer hatten oft 
mehrere (teilweise bis zu.18) während ka- 
tholikInnen keine stimmen hatten. heute 
hat nach langen kämpfen jede person eine 
stimme. 

1985. lag die arbeitslosigkeit der katholi- 
sche bevölkerung 4 mal so hoch, wie beiden 
protestantischen. j 

das ausbildungsgesetz von 1948 erlaubte 
erstmals katholischen menschen den zu- 
gang zu höheren bildungseinrichtungen. 

irland hat die höchste pro kopf verschul- 
dung der welt, und die höchste arbeitslosen- 
rate west-europas: in einigen katholischen 
vierteln 50-85%. . ß 

die 6 counties haben das schnellste be- 
völkerungswachstum der westlichen welt. 


sondergesetze EPA 


die special powers act (nord-irisches 
ausnahmegesetz) von 1922 ermächtigte 
den innenminister ohne konsultierung des. 
parlaments, alle “notwendigen maßnahmen 


“ zur aufrechterhaltung der ordnung” zu er- 


greifen: verhaften von verdächtigen, be- 
schlagnahmung von eigentum, einschrän- 


kung der bewegungsfreiheit, auspeitschung 
- (bis 1968) und internierung ohne prozeß 
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Einer der H-Blocks in Magigillan 


(vorallem 1920/21, 1922-24, 1938-45, 1956- 
61, 1971/72). 
nachdem 1971 die IRA’ den ersten sol- 
‘ daten erschoß, kam es am 9. august 1971 
zum einsatz der “operation demetrius”, um 
die IRA zu schwächen: nach reihen-haus- 
durchsuchungen wurden menschen aus ih- 
ren betten gezerrt, halbnackt auf die straße 
“ geprügelt und in armeefahrzeugen wegge- 
bracht. 342 menschen wurden interniert, 
ohne haftbefehl und gerichtsurteil — dar- 
unter nur 2 protestanten.die wenigsten hat- 
ten tatsächlich etwas mit der IRA zu tun. es 
‚war ein “fehlschlag”. 

im september 1971 öffnete der ehemali- 
ge luftwaffenstützpunkt Ion kesh als gefäng- 
nis. im märz 1972 gab es über 900 internier- 
te. 

1972 gewährte der damalige “nordir- 
land”minister whitelaw (nomen est omen) 
den gefangenen politischen status, um den 
erstarkten widerstand seit der internierung 
einzudämmen. 1972 wurde auch das “nor- 
dirische” parlament (home rule) aufgeho- 
ben, daß seit der teilung 1922 exestierte, 
und die 6 counties unter englische direkt- 
verwaltung (direkt rule) gestellt. 

1973 verabschiedete london das EPA 
(emergency provisions act — das alte aus- 
nahmegesetz wurde nur modifiziert) anstel- 
le des special powers act, welches nur in den 
6 counties gültigkeit hat. 

1974 wurde die PTA (prevention of ter- 
rorism act — wie EPA) auf die britische 
insel übertragen, vor allem gegen die dort 
lebenden 6 millionen irInnen: ( london: 1,5 
mio). 

bis 1975 verbrachten 2200 verdächtige 
über 3000 jahre ohne begründung und ur- 
teil in lagern (internierung). die internie- 
rungspolitik wurde dann aufgrund interna- 
tionaler proteste und nachdem es einen auf- 
stand in long kesh gab, bei dem die hütten 
in schutt und asche gelegt wurden, aufgege- 
ben. danach ist long kesh zum sicherheits- 
hefn ausgebaut worden, und england konn- 
te somit auf die internierung verzichten. 

die neu eingeführten — dezember 1972 
— diplock corts haben nicht wie früher ein. 
geschworenengericht, sondern nur mehr ei- 
nen einzelrichter (aus der unionistischen 
verwaltung oder britischen armee), werden 
trotzdem anerkannt. die diplock-corts er- 


‚mus” als feindbild 


gibt es ca. 700, in ei- 


setzen die internierung. 60% aller verhäng- 
ten gefängnisstrafen beruhen auf politi- 
schen delikten. 80% der anklagen basieren 
auf in den ersten 7 tagen durch folter er- 
preßte aussagen bei der polizei (auch wenn 
sie vor gericht zurückgezogen wurden). die 
sondergesetze (EPA) kehren die beweisläst 
bei delikten mit waffenbesitz um, d.h. 
der/die angeklagte müssen ihre unschuld 
beweisen. es ist deshalb keine seltenheit, 
daß alle pkw-insaßInnen wegen einer waffe 
zu jeweils 10, 12 oder mehr jahren häfn 
verurteilt wurden. die verurteilungsrate 
liegt bei 94%. 

von 1972 bis anfang 1976 durftenssich die 
republikanischen häftlinge treffen, ver- 
sammlungen abhalten und zivilkleider tra- 
gen. um die gefangenen zu disziplinieren, 
kamen sie bei guter führung nicht mehr erst 
nach 2/3 der abge- 
sessenen zeit her- 
aus, sondern schon 
nach der hälfte. 

da politische ge- 
fangene — in dem 
ausmaß — kein gu- 
tes bild für die engli- 
sche regierung ab- 
gaben, und interna- 
tional der “terroris- 


herhalten mußte, 
wurden seit 
1.3.1976 alle nur 
mehr als kriminelle 
verurteilt. 

die kronzeugen- 
regelung (seit 1982) 
hat hunderte ver- 
dächtige hinter git- 
ter gebracht. die IN- 
LA" wurde da- 
durch stark ge- 
schwächt, aber nicht 
wie oft behauptet, 
zerschlagen. 

in den 6 counties 


Gut 


x 


re ungefähr 160 und 
in england ca. 60 re- 
publikanische ge- 
fangene in hochsi- 
cherheitshefn. 

seit. 1988 ist das 


Die meisten schönen 
Schuhe sind nette ° 
. kleine Folterkammern. 


7 


zu Fuß sein und. trotzdem mit der 
Zeit gehen: im ebenso fußgerechten wie 
schönen Schuh. Und Sie werden sehen: 
Unsere Auswahl und Beratung hat Hand 
und Fuß. j 


Geh enSitzenfjeger 


1080 WIEN, Heini Staudinger, Longe Gasse 24, Tel. 4083626 
1010-WIEN, Himmelpfortgosse 26, Tel. 5121967 


recht auf aussageverweigerung im zusam- 
menhang mit dem “nordirischen” “terroris- 
mus” aufgehoben. das heißt, das eine aussa- 


“ geverweigerung als schuldanerkennung vor 
gericht gewertet werden darf. 


. folter 


da sich die folterungen in den verschie- 
denen ländern nicht besonders unterschei- 
den, nur ein paar wenige methoden: 

schlagen, barfuß über glasscherben ge- ' 
hen, stundenlang auf den zehenspitzen ste- 
hen und mit einer engen kaputze drangsa- 
liert werden, aus einem hubschrauber aus 
mit verbundenen augen wenige meter über 
dem boden nach geständniserpressungsver- 
suchen hinausgeworfen werden,sensorische 
deprivation”, strip-search,.. 


GEA 


strip-search: auf deutsch: nacktuntersu- 
chungen: frauen werden’ von männlichen 
wärtern gewaltsam ausgezogen und auf er- 
niedrigenste weise am ganzen körper durch- 
sucht; z.b. mit spiegeln die körperöffnungen 
begafft.die strip-search wurde 1982 im frau- 
engefängnis von armagh eingeführt (hoch- 
sicherheitstrakt). die britische regierung be- 
gründet ihr vorgehen mit der “allgemeinen 
sicherheit” und der “sicherheit der insaßin- 
nen”. seit der einführung wurden über 4000 
strip-searches durchgeführt — auch an 
kranken, schwangeren und menstruieren- 
den frauen — obwohl noch nie etwas gefun- 
den wurde. essaßen aber höchstens 32 frau- 
en, d.h. mehrere strip-searches an einem 
tag. “kriminelle” gefangene — nach engli- 
schem gesetz — müssen sich dieser tortur 
nicht unterwerfen. 


gummi- und plastikgeschosse 


in hongkong (englische kolonie) wurden 
in den 60-er jahren von der dortigen polizei 
2 holgeschosse entwickelt, um den anti-ko- 
lonialen widerstand zu brechen: 1) 3 cm 
zylinder 2) 17 cm lang, 3 cm durchmesser 
mit metallkern. 

für die 6 counties wurden “hauseigene” 
gummi- und plastikgeschosse entwickelt, 
die laut USA “weniger tödlich” laut britan- 
nien “harmlose waffen” sind. schauen wir 
uns diese “harmlosen waffen” einmal an: 

in den 6 counties wurden 1971 16.000 
gummigeschosse abgefeuert; 1972 23.000 
plastikgeschosse und nur im mai 1981 (hun- 


gerstreik)) 16.656 plastikgeschosse. bei gum- 
migeschossen ist jedes 18.000ste tödlich, bei 
plastikgeschossen schon jedes 4.000ste. 

von 1970-72 untersuchten 4 chi- 
rurg(inn?)en 90 durch gummigeschosse 
verletzte im alter von 7-67 jahren, davon: 
1/3 frauen; 41 mußten im krankenhaus sta- 
tionär behandelt werden; 1 person starb; 
80% kopfverletzungen; 2 erblindete auf 
beiden augen; 7 erblindete aufeinem aug; 5 
schwere sehkraftverminderungen auf ei- 
nem aug; 4 schlimme gesichtsverletzungen; 
21 gesichts- und schädelbrüche, 3 schwere 
gehirnschäden. (darunter der tote); 7 lun- 
genverletzungen; je 1 leber-, milz- und 
darmverletzung. 

plastikgeschosse sind: kürzer, härter und 
haben eine größere reichweite als gummige- 
schosse, sie sollten genauer treffen und 
nicht direkt abgefeuert werden ( zuerst am 
boden, nicht unter 20 meter), beide enden 
sind flach. mündungsgeschwindigkeit: 250 
km/h. an 

1971 wurden 7 personen damit getötet; 
7der bisher 16 geschoßtoten waren kinder. 

die hälfte der geschosse wurde unter 15 
meter, 1/3 sogar unter 5 meter abgeschos- 
sen. ein ehemaliger britischer offizier 
schrieb, daß die soldaten rasierklingen und 
nägel in plastikgeschosse gaben, eine hälfte 
mit batterien , kronkorken,..ersetzten, das 
vordere ende zuspitzten,... 


SAS “who dares wins” (wer wagt 
gewinnt) — “ shoot to kill” 


der SAS — special air service — ist eine 
englische anti-guerilla-spezialeinheit ä la 
COBRA (österreich), GREEN BARETS 
(USA) oder GSG 9 (BRD). er wurde offi- 


 ziell 1941 gegründet, um sabotage und ge- 


zielte militärische aktionen im feindlichen 
hinterland durchzuführen, und wurde ge- 
gen hitlers afrika-corps eingesetzt. er be- 
stand aber schon vorher als vollstreckungs- 
organ des britischen geheimdienstes. der 
SAS wurde u.a. in burma, borneo, aden, 
kenia, zypern und oman eingesetzt; jedoch 
immer von den regulären truppen getrennt. 
da der SAS formell keinem truppenkom- 
mando untersteht kann er also nach gut- 
dünken handeln, aber keine gefangene ma- 
chen. in der geschichte der 6 counties wur- 
den vom SAS auch noch nie gefangene ge- 
macht. 

laut SAS-operationshandbuch von 1969 
sind die aufgaben: bildung von hinterhalten, 
fortwährende störung der guerilla, sabotage 
und infiltration sowie das gezielte töten von 
guerilla/os und deren unterstützerInnen. 

unter brigadegeneral frank kitson zer- 
schlugen die SAS-ler die kp-malaysien und 
halfen dem weißen siedlerregime in rhode- 
sien. kitson wurde daraufhin in die 6 coun- 


ties geschickt und mit der “counter-insur-. 


gency”(aufstandsbekämpfung) betraut. 
1970 kamen die ersten SAS-ler nach belfast 
(45 stück), offiziell erst 1976 (150 stück). die 


begründung für ihr kommen lieferten die . 


SAS-ler sich gleich selbst: am 5.1.1975 er- 


schossen sie maskiert 11 prote- . 


stant(Inn?)en in south armagh, nachdem 
sie sie nach ihrer religionszugehörigkeit ge- 
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fragt hatten. die tat wurde den PROVOS” 
- (provisional IRA, oder PIRA) in die schuhe 
geschoben. 

zu anfang hatten die SAS-ler die aufgabe 
in den katholischen ghettos informationen 
zu sammeln, weil sich zwischen 1969 und 
1972 keine uniformierten truppen oder “si- 
'cherheits”kräfte in die katholisch/nationali- 
stischen, hettos des “free derry” und “free 
belfast”'"trauen konnten. heute führen die- 
se aufgaben die regulären truppen und 
RUC durch. der SAS hatte in belfast von 
anfang an die aufgabe, vermeintliche oder 
tatsächliche IRA-leute ohne rücksicht auf 


nachzukommen, aber nur unter gleichzeiti- 
ger aufrüstung und instruierung der 
UDR/RUC in “counter-insurgeney” — un- 
ter keinen umständen um den verlust der 6 
counties. die IRA sollte so geschwächt wer- 
den, daß sie auf polizeilicher und geheim- 
dienstlicher ebene geschlagen werden kann. 
das gelang nicht. 

2) “eriminalization”: entpolitisierungs- 
versuch des konflikts. diplock-corts anstelle 
der internierung, abschaffung des politi- 
schen status bei gefangenen. 

erfolgreich nur in 'den internationalen 
medien. 


RE j =. u = B 
Massenfesinahme während der Zeit der Internierung, Derry 1972 


die bevölkerung zu töten: = “shoot to kill” 
(schieß um zu töten — todesschuß). 

1971. schrieb kitson in “low intensity ope- 
rations””: :a) das konzept von spezialeinhei- 
ten für sondereinsätze, deren haüptsächli- 
ches ziel es sein sollte, die “opposition” ins 
abseits zu drängen, und die bevölkerung auf 
die eigene seite zu bringen. in den 70er-Jah- 
ren gab es mindestens 2 bombenanschläge 
in dublin(!) vom SAS (wieder einmal mußte 
die IRA dafür herhalten), vor der abstim- 
mung über die anti-terror-gesetze, die dann 
mehrheitlich angenommen wurden. b) psy- 
chologische kriegsführung — psychoopera- 
tionen: gefälschte flugis oder plakate im na- 
men der IRA; rufmordcampagnen gegen 
republikanische “führer” um streit und 
mißtrauen zu säen; politische, republikani- 
sche wandmalerein wurden mit popstars 
oder unpolitischen graffities übermalt. 

kitson rät weiter, daß die justiz als waffe 
gegen unerwünschte personen dienen soll. 

1974/75-1984: in den-6 counties werden 
3 hauptelemente der “low intensity warefa- 
re!” verwendet: 

1) “ulsterization”: regionalisierung des 
konflikts und schrittweise übertragung der 
aufgaben der englischen armee an die RUC 
und UDR. die briten wollten auch die ko- 
sten niedrig halten, und reduzierten ihre 
armee, um auch den nato-verpflichtungen 


3) “normalization”: der fisch (IRA) soll- 


 .. te vom ‚wasser (katholisch/nationalistische 
bevölkerung) durch die ganze palette von 


ae a ge- 
trennt werden. 

das scheitern der “modernen” repres- 
sionspolitik ist klar: die ursachen wurden 
nicht beseitigt, stattdessen nahm die repres- 
sion zu, z b todesschüsse. 

laut “standard operational procedures” 
(SAS-handbuch) wird der SAS in einer 
schußtechnik instruiert, die auf den kopf 
der zielperson zielt = “shoot to kill”-politik. 

die IRA fand heraus, das der SAS mit 
spezialwaffen ausgerüstet ist, die sich 
hauptsächlich auf die tötung aus ganz kur- 
zer entfernung eignen. 

seit 1980 werden SAS-soldatinnen in den 
6 counties eingesetzt. 

beispiele zur arbeit der SAS: 

1978: der 16-jährige john. boyie meldet 
den fund einer waffe auf einem friedhof in 
south armagh bei der polizei. der SAS stellt 
der IRA daraufhin eine falle, ohne john 
davon zu informieren. als john zurück auf 
den friedhof geht, wird er von der SAS er- 
schossen. sie hatten “vergessen”, ihm zu sa- 
gen, daß er nicht mehr hin soll. 

2 entenjägern ging es 1985 ebenso. 

in gibraltar wurden im märz 1988 drei 


unbewaffnete IRA- leute erschossen — auf 


regierungsantrag. eine später anberaumte 
untersuchung sprach die englische regie- 
rung frei: es war eine “gesetzliche tötung”. 
die liste ließe sich noch fortsetzen. 
sowohl in gibraltar 1988 wie in south 
armagh 1975 kam später an die Öffentlich- 
keit, daß der SAS zugeschlagen hatte. 

der SAS hat bis heute keine gefangenen 
gemacht. seit 1976 gibt es 47 belege für 
verwicklungen des SAS in tötungen — in 
der dunklen zeit davor dürften es bei wei- 
tem mehr sein. 

1988 wurde der erste englische soldat für 
einen mord an einem zivilisten angeklagt 
und verurteilt. nach 26 monaten haft wurde 
er amnestiert und wieder in der truppe auf- 
genommen. bei gerichtlichen untersuchun- 
gen bleibt die identität der SAS-lerInnen 
geheim — soldat A,B,.. und die aussagen 
werden hinter einem vorhang gemacht. ein- 
gehendere befragungen werden durch ihre 
anwälte abgewiesen: aus “sicherheitsgrün- 
den”. aus demselben grund werden in den 6 
counties auch oft leichenbeschauende un- 
tersuchungsrichter zurückgewiesen. 

. keineR der SAS-lerInnen wurde jemals 
angeklagt (stand 1988). A: 
der SAS unterhält exzellente verbindun- 
gen zu loyalistischen terrorgruppen, wie 
UDA®, UVF”, ..denen er auch informatio- 
nen über katholikInnen weitergibt. der SAS 
unterwandert und manipuliert auch rechts- 
gerichtete todesschwadronen 
(UFF,PAF"®). 

auch die gezielten todesschüsse der 
RUC wie 1982 (6 tote) wurden erst nach 
vielen protesten untersucht. die untersu- 
chungen wurden aber bald wieder von der 
englischen regierung eingestellt, nachdem 
der ursprüngliche untersuchungskommiss- 
ar in ’seinen ermittlungen zu weit gekom- 
men war, und daraufhin kurzentschlossen 


‚amtsenthoben wurde. sein nachfolger kam 


in seinen ermittlungen nicht weiter. 
computersystem der englischen armee 


es umfaßt 500.000 datensätze bei einem 
bevölkerungsanteil von nur (ca. 960.000 
protestantInnen und) 640.000 katholikIn- 
nen in den 6 counties , und wird in 4 vonein- 
ander getrennten, aber. miteinander ver- 
bindbaren, sektionen unterteilt: 

1)p-sektion: persönliche daten, lebens- 
umstände, verhaltensweisen, frequentierte 
orte, querverweise zur familie und freun- 
dinnen, details vom passieren einesmobilen 
oder festen a a 
gibt es ausreichlich).. 

2) rastermethode:- straßennamen aus 
adressbüchern, wählerlisten und telefonbü- 
chern und aus observationen der fußpa- 
trouillen; verweiscode aller im haus leben- 
der personen (und hunde,...); details über 
vermutete oder geäußerte politischer mei- . 
nung. 

3) fahrzeug-index: farbe und nummer 
des autos; welchen weg das auto fahren 
muß, wenn es einen kontrollpunkt passiert; 
religion der/s besitzerIn. 

4) fahrzeug-kontrollstellen-index:: zeit 


und ort eines von RUC oder armeepatrcu- 
ille kontrollierten wagens; gesammte bewe- 
gung eines wagens (="bewegungsbilder") 
kann so rekonstruiert werden. 
des weiteren gibt es zugriff auf alle daten 
. der öffentlichen verwaltung, und persönli- 
che daten aus den sozialbehörden und ge- 
sundheitswesen. eine fast (!) lückenlose 
kontrolle durch patrouillen und infrarot-ka- 
meras. 


{in_city —— internationales anti-guerilla 


west-europa? 


mitten in der BRD steht ein von den 
britischen soldaten nachgebautes irisches 
dorf, genannt “tin city”. dort, in sennelager, 
“spielen” die soldaten bürgerkrieg. Zwi- 
schen 2000 und 4000 englische soldaten 
werden jeweils 4 monate nach tin city zur 
ausbildung gebracht, bevor sie ihren dienst 
in den 6 counties antreten. danach werden 
sie wieder nach tin city verlegt. 

es gibt immer wieder besuche von “si- 
cherheits”technikern in den 6 counties bei 
der RUC, die ja jahrelange aufstandsbe- 
kämpfungserfahrung hat ( für poll tax in 

“ england,..). 

führende RUC-Ier werden oft in höhere 
stellungen in england befördert. 

in den 6 counties herrscht das repressiv- 
ste system west-europas. @ 


fußnoten: 
1 unionismus: die aufrechterhaltung der teilung 
irlands und fortsetzung der einbindung der 6 
counties an das königreich 


2 loyalismus: zur englischen krone loyal, nicht zu 


den “demokratischen” institutionen. es ist eine 
extrem rechte ausprägung des unionismus. loya- 


Veranstaltung mit VertrerInnen des 
Movimento de Liberation Nacional (MLN) 
Rita Cordova und Julio Rosado. 

Die beiden sind zur Zeit aufeiner Rund- 
reise durch’Europa und wollen bei den di- 
versen Veranstaltungen über folgende The- 
men referieren und diskutieren: 

ı: 1. Neue Weltordnung, ökonomische 
Krise und Golfkrieg 

a. Krieg als ein Mittel, um ökonomischen 
Verfall aufzuhalten: der Schwindel von ei- 
ner neuen Weltordnung, um die ökonomi- 
sche, politische und militärische Führung 
der USA aufrechtzuerhalten. 

b. Untergräbt indirekt die Konkurrenz- 
fähigkeit von Westeuropa und Japan: 

Wie der Golfkrieg die europäischen und 
japanischen ökonomischen Interessen und 
ihre Handelspolitik belastet. 

c. Der Golfkrieg und die Bedrohung der 
Dritten Welt: 

Der Golfkrieg ist ein Beispiel für die Ab- 
sicht der USA, der Dritten Welt ihren Wil- 
len aufzudrücken. 

- Puerto Rico und die Bedrohung Kubas 
(Dokument) 

- Brasiliens Reaktion auf den Bau von 
Atom-U-Booten (nuclear äubs, ?) 

- Die Warnung Libanons an die PLO 

d. Der Rückzug der SU und die Preisga- 


listInnen pochen stärker als gewöhnliche unioni- 
stInnen auf den sonderstatus “nord-irlands” mit 
eigenem parlament, exekutive,..der loyalismus 
hat die funktion eines ideologischen dammes 
gegenüber liberalisierenden einflüssen seitens 
der englischen regierung oder des parlaments. 
3sektierertum: politik die entlang der hautfarbe, 
oder wie in den 6 counties nach der religion 
formuliert 

4sinn f&in: radikale republikanisch’/nationalisti- 
sche partei, seit 1895 

5 plantation: besiedlungsprogramm seit 1603 in 
ulster — deshalb die protestantische mehrheit — 
mit grausamsten mitteln von englischen prote- 
stanteni und schottischen presbyterianern durch- 
gesetzt 

6 gälisch: sprache der ursprünglichen irischen 
bevölkerung, wird heute im gefängnis den natio- 
nalistischen gefangenen gelehrt, da es die eng- 
länder nicht verstehen. 

7 republikanisch:, d.h.:a). seperatismus = ab- 
trennung der irischen insel von england. b) säku- 
larismus = trennung von religion und politik. c) 
anti-sektierertum. d) nationalismus = aufhe- 
bung der abspaltung der 6 counties und wieder- 
vereinigung mit eire. e) radikale sozialpolitik. 

8 RUC: royal ulster constabulary = königliche 
ulster polizeitruppe: über 90% protestantisch, 
und unter britischen oberkommando; kontakte 
zu loyalistischen paramilitärs 

9 UDR: ulster defense regiment = ulsters ver- 
teidigungs regiment: territorialarmee, 2/3 frei- 
zeitsoldaten, der britischen armee. unterstellt. 
97% protestantisch; zählt ca. 6000 freiwillige, mit 
loyalistischen paramilitärs stark verbunden, teil- 
weise personalidentisch. die UDR besteht vor 
allem aus UVF & UDA. 

10 IRA = irish republican army = irische bür- 
gerInnen armee: 1919 im irischen unabhängig- 


keitskampf gegründete guerilla-armee der ka- 


tholisch/nationalistischen bevölkerung. 

11 INLA: irish national liberation army: irisch 
nationale befeiungsarmee: spaltet sich von den 
offizials'® 1972 ab. kritisiert einseitiges waffen- 
stillstandsabkommen der officials mit briten und 
die provos“ die ihnen nicht sozialistisch genug 


Puerto Rico libre! 


be der Entwicklungsländer an die Aggres- 


‚sion: 


- Wie der Verlust des militärischen und 
politischen Mächtegleichgewichts die US- 
Aggression ermutigt und die globale Sicher- 
heit untergräbt 

- Wie davon Europa und Japan ebenso 
betroffen sind 

e. Puerto Rico als das Israel der Karibik 
und Zentralamerikas: 


- Wie die USA einige kosmetische Ände- 
rungen durchführen wollen, um Puerto Ri- - 


co in ein Zentrum des US-Militärs und der 
politischen Vorherrschaft über die Karibik 
und Zentralamerika machen wollen. 

2. Die Notwendigkeit der neuerlichen 


‚ Bestimmung des Kampfes als einen antiim- 


perialistischen und sozialistischen: 

a. Warum der Imperialismus weiterhin 
der prinzipielle Widerspruch zwischen dem 
Bedürfnis der Völker nach Freiheit und De- 
mokratie und dem Chauvinismus und der 
Unterdrückung der großen Mächte ist: 

- Die Unterdrückten kämpfen weiter für 
einen revolutionären Wandel 

- Die Menschen kämpfen weiter für So- 
zialismus 

- Nur Idealisten können glauben, daß der 
Sozialismus gescheitert ist 

- Das Scheitern des Sozialismus i in n Ost- 
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sind. heute nur mehr in den 6 counties aktiv 
(nach kronzeugenregelung). 

12 sensorische deprivation: “weiße folter”, ziel 
ist es, jeden reizeinfluß vom häftling fernzuhal- 
ten (geräusche, immer licht, ....), um den wider- 
stand zu brechen. siehe RAF. 

13 provos = provisional IRA = PIRA: spaltung 
der IRA 1969 in 2 flügel:1) PIRA, die weiterhin 
am bewaffneten kampf festhält, und die jetzige . 
IRA ist. hat keine rekrutierungsprobleme, ist'in 
derkatholischen bevölkerung gut angesehen; nä- 
he zur sinn fein; ca.300-500 bewaffnete, darunter 
viele frauen auch in höheren positionen, da die 
bedingungen keinen offenen guerilla-kampf er- 
lauben, und eine größere streitmacht die infiltra- 
tion erhöhen würde. 2) OFFICIAL IRA: erklär- 
te 1972 einen einseitigen waffenstillstand; ist 
heute praktisch nicht mehr existent. 

14 free derry und free belfast: nach einer provo- 
kation der loyalisten, die mit märschen durch die 
katholischen ghettos ihre überlegenheit in derry 
demonstrieren wollen, wehren sich die katholi- 
kInnen 1969, und lassen die bullen/militär nicht 
in ihr viertel.3 jahre lang wagen sich keine uni- ' 
formierten in die gebiete. 

15 low intensity operations: krieg der niedrigen 
intensität: ziel der attacken ist nicht mehr die 
guerilla allein, sondern vorallem die bevölke- 
rung. mit psychologischer kriegsführung und me- 
dienkontrolle wird versucht die bevölkerung 
(teile davon mit reformen) ruhigzuhalten 

16 UDA = ulster defense association: ulsters 
verteidigungs assoziation: extrem loyalistische 
paramilitärs; legal; hauptverantwortlich für die 
attentatserie auf zivile katholikInnen 1972-75, 
schwer bewaffnet. 

17UVF = ulster volunteer force: ulsters freiwil- 
ligen kraft: 1) alte: 1913-1922 2) neue: seit 1966, 
verbotene loyalistische paramilitärische gruppe, 
wurde verboten, nachgewiesene kontakte zu eu- 
ropäischen nazi-gruppen. kämpft wie UDA vor 
allem gegen katholische zivilistInnen. 

18 UFF,PAF: ulster freedom fighters und prote- 
stant action force: ulsters freiheits kämpfer und 
protestantische aktions kraft: 2 todesschwadro- 
nen der UDA. . 


europa, der UdSSR und China ist das Schei- 
tern des kleinbürgerlichen Modells 

- Es gibt die Notwendigkeit einer neuen 
Allianz von Anti-ImperialistInnen und So- 
zialrevolutionären, die auf einem Modell 
von wissenschaftlichem Materialismus auf- 
bauen muß, das Idealismus und Mystizis- 
mus ablehnt (z.B. der Chauvinismus von 
einer großen Nation, mystische Führer, die 
Verneinung der Demokratie der arbeiten- 
den Klasse, die Vorherrschaft einer privile- 
gierten Intelligenz und die Ablehnung von 
kleinbürgerlichem Pessimismus) 

3.Ein Vorschlag für eine konkrete Praxis 
- die puertoricanische Frage: 

a. Ein kurzer Überblick über Puerto Ri- 
co und seine geopolitische Lage 

b. Der Kampf gegen den US-Imperialis- 
mus und Kolonialismus 

c. Der momentane Kampf und der 


.Kampf für die Freilassung der politischen 


Gefangenen 

d. Das Netzwerk 25. Juli für die Forde- 
rung nach Freilassung der puertoricani- _ 
schen politischen Gefangenen in den US- 
Gefängnissen 

Mittwoch, 24. April 1991, 19 Uhr 

Ernst Kirchweger-Haus, 1100 Gudrun- 
straße/Wielandgasse (U1 Keplerplatz) 


‘ 
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zweimillionendreihundertsiebenundneunzig... 


Volkszählung und rechtliche Konsequenzen 


Geht’s denn bei der Volkszählung überhaupt mit “rechten Dingen” zu? 


(Dr. Gustl) 

Das Volkszählungsgesetz 1980 (VZG) 
wurde eigens für die bevorstehende Zäh- 
lung einer Novellierung unterzogen, die 
schon am ersten Blick eine Verschärfung 
gegenüber der bisherigen Rechtslage dar- 
stellt. Zunächst wurde der Katalog der zu 
erhebenden Fragen durch diejenige nach 
der “Stellung im Haushalt” und des Ar- 
beits- und Schulwegs erweitert. 

Der Gesetzgeber fügte den bisherigen 
Bestimmungen eine Ermächtigung des In- 
nenministers hinzu, per Verordnung zu- 
. sätzliche Fragen über den ordentlichen 


Wohnsitz von Personen, die mehrere 
Wohnsitze haben, zu stellen. 

Vorrangiger Zweck der Sonderfragen an 
Personen, die mehrere Wohnsitze aufwei- 
sen, ist die Zuordnung dieser Personen zu 
einzelnen Gemeinden, welche nach dem 
Finzausgleichsgesetz Ansprüche nach der 


Zahl der Wohnbevölkerung haben. Die Ge- . 


meinde. Wien hatte das Ergebnis der Wohn- 
bevölkerung aus der Volkszählung 1981 mit 
der. Begründung der nicht ausreichenden 
Feststellung von Zuordnungsmerkmalen 
angefochten. Immerhin bedeutete die von 
der Stadt Wien begegehrte Zurechnung et- 
wa öS 7. 500,- pro Jahr und Person für über 
dreißigtausend Menschen. Die von der Ge- 
meinde Wien ins Treffen geführte Argu- 
mentation hat nun in der VZG-Novelle ei- 
nen klaren Niederschlag gefunden. 


Die Verordnung des Inneministers geht 


jedoch deutlich über den vom Gesetzgeber 
eingeräumten Rahmen 
hinaus. 


“Die Zählungsliste 
für den Privathaushalt” 


Diese enthält an erster 
Stelle der unrichtigen 
Hinweis, daß gem. $3 
Abs. 3 VZG für jeden 
Haushalt die Verpflich- 
tung bestünde, die Erhe- 
bungspapiere vollständig 
und wahrheitsgetreu aus- 
zufüllen. In’Wahrheit be- 
stimmt der $ 3 VZG, daß zur Auskunftser- 

teilung diejenigen Personen verpflichtet 
sind, die in der Zählgemeinde ihren ordent- 


lichen Wohnsitz haben. Darüberhinaus sind’ 


Personen, die im gemeinsamen Haushalt 
mit dem/r Auskunftspflichtigen wohnen, 
bei dessen/deren Abwesenheit oder Unfä- 
higkeit zur Auskunfterteilung, der :Woh- 
nungsinhaber, Vermieter oder Hauseigen- 
tümer soweit möglich und zumutbar aus- 
kunftpflichtig. Diese Personen haben die 


VolxVERzählungsecke 


Fragen nach bestem Wissen und Gewissen 
wahrheitsgemäß zu beantworten und, wenn 
erforderlich, die Fragebögen selbst auszu- 
füllen. Von der Auskunftpflicht eines Haus- 
haltes ist, was immer das auch bedeuten 
würde, keine Rede. 


Die in der «ZÄHLUNGSLISTE für ei- 
nen Privathaushalt” begehrten Angaben 
von Name und Geburtsdatum. der mit 
dem/r Auskunftspflichtigen im Haushalt le- 
benden Personen werden ohne die entspre- 
chende gesetzliche Grundlage eingefordert. 
Auch die Frage nach dem ordentlichen 
Wohnsitz der 
eigenen und 
anderer im 
Haushalt le- 
bender Perso- 
nen sieht das VZG nicht vor. Das VZG 
bemüht sich ganz im Gegenteileben darum, 
durch die Angaben im Ergänzungsblatt den 
ordentlichen Wohnsitz zu erheben. Auch 
.die in der ZÄHLUNGSLISTE gestellte 


Frage nach der Stellung anderer Personen 


im Haushalt ist als vom Verordnungsgeber 
den Auskunftspflichtigen angebotene 
Fleißaufgabe zu enttarnen, welche schließ- 
lich in der gesamten ZÄHLUNGSLISTE 
zu erkennen ist. 


Offenbar alternativ zur ZÄHLUNGS- 
LISTE für einen Privathaushalt wird in der 
Verordnung die 


“«ZÄHLUNGSLISTE für eine Gemein- 
schaftsunterkunft” 


zur Ausfüllung angeboten, welche — oh- 
ne jede entsprechende gesetzliche Grundla- 
ge — vom Leiter 
der  Gemein- 
schaftunterkunft 
oder seinem/r Be- 
auftragten ausge- 
füllt werden soll. 
Der/die gewerbli- 
che, amtliche (Ge- 
fagenenhaus, Ka- 
serne), oder bloß 
karitative (Klo- 
ster, Obdachlo- 
senheim) Unter- 
kunftgeber/in. hät- 
te Auskunft über 
Personenkreis, Gesamtzahl, Name und Ge- 
‚burtsdatum der Unterkunftnehmer sowie 
die Art der Unterkunft zu geben. 

Die Palette der Wohnsitzbefragung wird 
schließlich mit dem 


“WOHNSITZBOGEN für Personen 
außerhalb von Privathaushalten”, 


der offenbar von dem/der/jenigen, wel- 
che/r ihn gerade erhält, auszufüllen wäre, 


abgerundet. Auch im WOHNSITZBO- 
GEN wird die Frage nach dem ordentlichen 
Wohnsitz ("in dieser Unterkunft?") und 
nach möglichen anderen Unterkünften 
("ja,und zwar....") gestellt. Um Mißver- 


ständnissen, sprich Ausfüllungungsmän- 
geln, vorzubeugen, soll die “Anstalt” — nun 
wissen wir wenigstens, welcher AdressatIn- 
nenkreisim WOHNSITZBOGEN gemeint 
ist — ihren Stempel anbringen. In der Fuß- 
note wird dann der/m Anstaltsinsaßin/en 
noch eingeschärft: “Soferne ich in dieser 
Unterkunft für mich ein Personenblatt ab- 
gegeben habe, habe ich mich vergewissert, 
daß für mich an keinem anderen in Frage 
kommenden Ort ein Personenblatt abgege- 
ben wurde bzw. abgegeben werden wird.” 
Den Kernteil der Befragung stellt das 


“PERSONENBLATT” 
dar, welches zur Aufnahme der von $ 2 


Abs 2 VZG (siehe Kasten 1) bezeichneten 
Fragen entworfen wurde. Hier findet sich 


“der gesetzliche Katalog mit einigen Aus- 


schmückungen und zusätzlich — sozusagen 
als “Einlage”- ein paar Extras, die im Geset- 
zeskatalog “vergessen” wurden. Diese Ex- 
tras sollen naturgemäß gebührend Erwäh- 
nung finden. 

‘So überrascht die Frage “wo. wohnten 
Sie vor 5 Jahren, also am 15.5.1986 ?”. Fra- 
gen nach “Wirtschafts-, Geschäftszweig der 
Firma bzw. Diensststelle”, “Name der Fir- 
ma (Diensstelle, Arbeitgeber) oder Schul- : 
typ der derzeit besuchten Schule” und 
“Adresse Ihrer Arbeitsstätte oder Schule” 
bestätigen den schon aufgekommenen Ver- 
dacht ‚des Prinzips: “derfs .a.bisserl mehr - 
sein?” 

Das Ziel .der Volkszählung ist also die 
maximale Datenerfassung. 

Das 


“ERGÄNZUNGSBLATT” 


schließlich wird seiner Bezeichnung ge- 
recht, verschweigt jedoch, daß es lediglich 
von Personen am Ort ihres weiteren Wohn- 
sitzes ausgefüllt werden muß. Um der Ge- 
meinde die Ausforschung des ordentlichen 
Wohnsitzes zu erleichtern, hätte die/der Er- 
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gänzungspflichtige denselben bekanntzuge- 
ben; ein Vorgang, für welchen das VZG 
keine Grundlage bietet. Wie beim PERSO- 
NENBLATT schon angedeutet, erweist 
das ERGÄNZUNGSBLATT seinen wah- 
ren Dienst durch gesetzlich nicht gedeckte 
Fragen nach dem Verwandschaftsverhält- 
. nis von MitbewohnerInnen sowie nach den 
mitwohnenden LebensgefährtInnen, deren 
Geburtsjahren, sowie darüber, ob diese 
Personen ihr Personenblatt in der zählen- 
den Gemeinde abgeben. Und genauso ver- 
hält es sich auch mit der Frage nach der 
“aktiven gesellschaftlichen Betätigung in 
dieser Gemeinde”. Die Gemeinde (und das 
statistische Zentralamt) möchte aber hier 
unter “Berücksichtigung der kulturellen, 
sportlichen, sozialen und politischen Betäti- 
gungen” von den WohnsitznehmerInnen 
erfragen, ob deren “aktive, gesellschaftliche 
Betätigungen in der Gemeinde, die den 
Aufenthalt in dieser Gemeinde erfordern, 
sehr intensiv — weniger intensiv — kaum 
vorhanden waren, oder überhaupt keine ge- 
sellschaftliche Betätigung” entfaltet wurde. 


Strafbestimmungen 


Wer einer Verpflichtung nach dem 
VZG. nicht nachkäme, insbesondere wis- 
sentlich unwahre oder unvollständige An- 
gaben machte oder sonst durch Handlun- 
gen oder Unterlassungen die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der Zählung sowie ihre 
Durchführung überhaupt gefährdete, be- 
ginge nach $9 VZG eine Verwaltungsüber- 
tretung und wäre von der Bezirksverwal- 
tungsbehörde mit einer Geldstrafe bis 68 
.30.000,- oder mit einer Freiheitsstrafe bis zu 

. sechs Monaten zu bestrafen. Gemäß $ 11 
Verwaltungsstrafgesetz (VStG) darfjedoch 


Fragen, die (nur) am ordentlichen Wohnsitz gestellt werden dürfen: 


(82 Abs. 2 VZG) Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, 


Stellung im Haushalt, Familienstand, Kinderzahl, 
Religionsbekenntnis, Umgangssprache, Staatsangehörigkeit, 
Schulbildung, Berufsausbildung, Beruf, Beschäftigung, 
Arbeits- und Schulweg, Aufenthalt und Wohnsitz. 


eine Freiheitstrafe nur verhängt werden, 
wenn dies notwendig ist, um den Täter von 


weiteren Verwaltungsübertretungen glei- 


cher Art abzuhalten. Das heißt, daß eine 
Übertretung nach dem VZG wohl nur dann 


mit Freiheitsstrafe bestraft werden könnte, 


wenn der Täter noch ein weiteres Mal gegen 
das VZG verstoßen könnte. In der Regel 
wird das also nicht möglich sein, da die 


Volkszählung vom 15.5.1991 schon been- 
det sein wird und die nächste erst wieder in 
10 Jahren stattfindet. 


. Zur Erfüllung eines Verwaltungsstraf- 


tatbestandes ist aber immer, entgegen der 
Annahme vieler Behörden, Verschulden 
vorausgesetzt, sodaß ein irrtümliches 
Falschausfüllen der Fragebögen nicht be- 
straft werden kann. 

Obwohl das VZG für Verstöße bis zu 
sechs Monate Freiheitsstrafe vorsieht, dür- 
fen gemäß Verwaltungsstrafgesetz längere 
als sechswöchige Freiheitsstrafen nicht und 
längere als zweiwöchige Freiheitsstrafen 
überhaupt nur bei Vorliegen besonderer 
Erschwerungsgründe verhängt werden. 


Weitere Fragebögen 


Die Voilkszähler werden euch aber auch 
weitere, bisher nicht erwähnte Fragebögen 
in die Hand drücken, nämlich ein AR- 
BEITSSTÄTTEN-, GEBÄUDE- und ein 
WOHNUNGSBLATT, die allenfalls durch 
das Bundesstatistikgesetz, BGBl 91/65 
(BStatG) und das Arbeitsstättenzählungs- 
gesetz und den hierauf erlassenen Verord- 
nungen gedeckt sind (nicht aber im VZG). 
Diese Bögen enthalten ebenfalls Fragen, 
die im Gesetz nicht vorgesehen sind. 

Im 


WOHNUNGSBLATT 


- werden erlaubterweise Fragen nach 

Lage, Größe, Ausstattung, Belag, 
Rechtsverhältnisse,zu entrichtende Lei- 
stungen die Wohnung betreffend, Name 
und Beruf des Wohnungsinhabers 

gestellt. 

Die Fragen nach der Wohnungsadresse, 
Zahl der 
Haushalte, 
Art der Hei- 
zung und 
die Frage, 
“ist das eine 
Wohnung 
für Ferien-, 
Wochene 
nd- und an- 
dere Erholungsaufenthalte?” sind jedoch 
im Gesetz nicht vorgesehen. Zusätzlich sind 
im Fragebogen Rubriken für Kontroliver- 
merke der Gemeinde und des Statistischen 
Zentralamtes zur Abgleichung mit den im 


Personen- und Ergänzungsblait gemachten 


Angaben vorgesehen. 
Die Datenabgleichung zwischen Innen- 


Fragen, die nur BesitzerInnen von Zweitwohnsitzen gestellt werden dürfen: 
($10 Abs 4 VZG) Nebenerwerb, Art der Unterkunft, 

Aufenthaltsdauer, Gemeinde des Arbeitsplatzes, 

der Ausbildungsstätte, dem Ort, von wo aus die 


Person den Weg zum Arbeitsplatz oder zur 


Ausbildungsstätte antritt, dem ordentlichen 
Wohnsitz der übrigen Familienmitglieder, 
der Gemeinde der Ausbildungsstätte bzw. 
Kindergartens der Kinder, sowie der Funktion in 
öffentlichen oder privaten Körperschaften 


des 


ministerium (verantwortlich für die Volks- 
zählung) und Wirtschaftsministerium (ver- 
antwortlich für Arbeitsstätten- Gebäude- 
und Wohnungszählung) stellt aber einen 
Datenfluß dar, für den die, gemäß $ 7 Da- 
tenschutzgesetz erforderliche gesetzliche 
Grundlage fehlt. j 


Arbeitsstättenblatt 


Der Datenhunger der Zähler setzt sich 
im Arbeitsstättenblatt, zu dessen Ausfüllen 
der/die Inhaber/in oder verantwortliche 
Leiter/in der Arbeitsstätte verpflichtet wird, 
fort, da ohne gesetzliche Ermächtigung die 
Fläche, Rechtsgrund der Benützung und 
letzter monatlicher Mietaufwand erhoben 
wird. Im 


Gebäudeblatt, 


für welches gesetzlich gar nicht klarge- 
stellt ist, wer dieses auszufüllen hat, werden 
neben einer’Reihe von ausstattungsartigen 
Elementen, für die die Auskunftspflicht zu- 
mindest fraglich scheint, wiederum ohne ge- 
setzliche Ermächtigung Adresse, Zahl der 
Wohnungen und Staatsangehörigkeit (!) 
des Eigentümers ausgeforscht. Auch hier. 
findet.sich die Abgleichungsrubrik für Ge- 
meinde und Statistisches Zentralamt, wes- 
halb beide zuletzt genannten Erhebungsbö- 
gen den schon beschriebenen Verstoß ge- 
gen $ 7 DSG komplettieren dürften. 


Verfassungswidrigkeit_des Volkszäh- 


Auf Grund des Legalitätsprinzips dürfen 
nur Fragen gestellt werden, die im Gesetz 
auch vorgesehen sind. Daher dürfen Fra- 
gen, die im Gesetz nicht enthalten sind, 
sanktionslos unbeantwortet bleiben. 

Der Verfassungsgerichtshof hat in einer 
Entscheidung im Jahre 1990 eine — inzwi- 
schen wieder reparierte — Bestimmungdes 


‚ Bundesstatistikgesetzes aufgehoben, da in 


diesem nicht sichergestellt war, daß die er- 
hobenen Daten vertraulich behandelt wer- 
den. Da im VZG für die vertrauliche Be- 
handlung der Daten keine Vorkehrung ge- 
troffen wurde, kann davon ausgegangen 
werden, daß der Verfassungsgerichtshof die 
Bestimmung des VZG, die die Auskunfts- 
pflicht vorsieht, aufheben würde. 
Eine weitere Verfassungswidrigkeit des 
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VZG kann darin gesehen werden, daß ge- 
mäß Artikel&der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention (EMRK) überhaupt nur 
Daten der Bevölkerung erfaßt werden dür- 
fen, soferne dies für das ‘wirtschaftliche 
Wohl des Landes’ erforderlich ist. Die Bö- 
gen enthalten jedoch zahlreiche Fragen, die 
beim besten Willen. nicht mit dem wirt- 
schaftlichen Wohl im Zusammenhang ste- 
hen. 


Ein wesentlicher Zweck der Volkszäh-. 


lung ist die Zuordnung von Personen zu 
einzelnen Gemeinden. Die gesetzliche Be- 
stimmung, die die Zuordnungskriterien re- 
gelt, ist aber derart schwammig gefasst, daß 


de facto ‘wichtige Gemeinden’ (z.B.Wien) 


Personen, die selbst einer anderen Gemein- 
de zugezählt werden wollen oder die von 
einer ‘schwachen’ Gemeinde als Bewohne- 
rInnen angesehen werden, in einem Streit- 
verfahren für sich beanspruchen können. 
Da also nicht das Gesetz, sondern die poli- 
tischen Machtverhältnisse über den Wohn- 
ort eines Menschen entscheidet, daher das 
Verwaltungshandeln (der Vorgang des Zu- 
ordnens einer Person zu einer Gemeinde) 
nicht vom Gesetz bestimmt ist (Legalitäts- 
prinzip), ist’die Bestimmung des VZG über 
den Wohnsitz verfassungswidrig. 


MÖGLICHE WIDERSTANDSFOR- 
MEN 


1) Gesetzestreue j 

Dies bedeutet, daß mensch nur die Fra- 
gen beantwortet, die im gesetzlichen Frage- 
katalog vörgesehen sind. Dazu ist es aber 


notwendig, die oben abgedruckten Geset- 


‚zesstellen genau zu lesen. Achtung! In den 
: Zählpapieren finden sich VIEL mehr Fra- 
gen, als das Gesetzerlaubtt. 
2) Berufung auf die Verfassung 
. Wie bereits erwähnt. gibt es einige An- 
satzpunkte, die gesamte. Volkszählung für 


verfassungswidrig zu halten. Ein besonders. 


gutes Argument ist das Fehlen einer Be- 
stimmung, die die vertrauliche Behandlung 
der Daten garantiert. Mit diesem Argument 
kann mensch mit Grund die gesamte Zäh- 

“ lung ignorieren und die Fragebögen unaus- 
gefüllt abgeben (z.B. im Altpapierkontai- 
ner). . EM 

3) “irrtümliches” Falschausfüllen, sanfte 

Sabotage 


Diese Widerstandsform(en) wurde(n) 


bereits ausführlich in früheren TATblatt- 
ausgaben dargestellt. Neuer Tip: Dem Ge- 


"Unterscheide aber: plausible Falsch- 


setz zufolge ist es zulässig, die Aus- 
kunftspflicht durch Beauftragung an- 
derer mit der Ausfüllung der Frage- 
bögen zu erfüllen. Ihr könnt euch da- 
her darauf berufen, daß eure Groß- 
mutter die Verpflichtung zur Ausfül- 
lung eurer Bögen übernommen hat. 


angaben und unglaubwürdige Beant- 
wortung der Fragen (15 Jährige Frau 
mit sieben Kindern). Im zweiteren 


Fall würde die Fehlerhaftigkeit der | Mo, 06. 0. 
Angaben von einem eigenem Kon- | Beginn der Volkszählung 
trollprogramm erkannt werden. P: BR? 6 
\ Di, 07.04., 19.00 Uhr Fa E 
Und Überhaupt: IHR SEID Volkszählungsveranstaltung, " w ge 
NICHT VERPFLICHTET, DIE | UniLinz E : 


ZÄHLERINNEN IN DIE WOH- 
NUNG ZU LASSEN ODER IHNEN 
IRGENDWELCHE FRAGEN ZU BE- 
ANTWORTEN !! 


Was kann passieren? 


Wenn die Gemeinde draufkommt, daß 
unrichtig, unvollständig oder gar nicht aus- 
gefüllt wurde, kann sie mensch laden und 
die Ergänzug der Fragebögen verlangen. 
Mensch hat aber das Recht, entweder wei- 
terhin falsch auszufüllen oder keine weite- 
ren Angaben zu machen. 

Die Behörde hat dann nur mehr 'eine 
Möglichkeit: Eine Strafverfügung oder ein 
Straferkenntnis zu erlassen. 

Gegen eine Strafverfügung könnt ihr 
EINSPRUCH erheben. Das geschieht, in- 
dem ihr die Strafverfügung kopiert, durch- 
streicht, Einspruch draufschreibt, unter- 
schreibt und eingeschrieben der Behörde 
retoutniert. Es wird dann das sogenannte 
‘ordentliche Verfahren’ eingeleitet, in wel- 
chem ihr Recht auf Akteneinsicht und 
schriftlicher Stellungnahme sowie auf 
Anführung von Entlastungsbeweisen 
habt. 

Soferne die Behörde (nach 
Durchführung des ordentlichen Ver- 
fahrens) ein Straferkenntnis erläßt, 
habt ihr die Möglichkeit, Berufung 
einzulegen. Die Berufung muß be- 
gründet sein. D.h., daß ihr angeben 
müßt, weshalb die Behörde eurer 
Meinung nach falsch entschieden hat. 

ACHTUNG: FRISTEN EIN- 
HALTEN. DIE FRISTEN BEGIN- 
NEN IMMER AM TAG DER HIN- 
TERLEGUNG BEIM POSTAMT 
ODER MIT PERSÖNLICHER 
ÜBERNAHME VOM POSTLER 
ZU LAUFEN. 

Gegen verurteilende Berufungs- 
entscheidungen kann mensch den 
Verfassungs- oder Verwaltungsge- 
richtshof anrufen. Eine solche Be- 
schwerde muß jedoch von einem 
Rechtsanwalt unterschrieben sein. 


Die Zählungsunterlagen, die euch 
vor dem 15.5.1991 übermittelt wer- 
den, enthalten ausführliche — zum 
Teil aber unrichtige — Erläuterun- 
gen. Ihr solitet euch aber bei der In- 


Di, 23.04., 19.00 Uhr 

Infoabend ’ 
e Basisinformation 
© spezielle Information für AusländerInnen 
e Was tun? 

EKH, Wien 10, Wielandgasse 2-4, 1. Stock 


Volxverzählungs- 
Termine: 


itiative Informatik Betroffener (IB), PF. 
168, 1015 Wien, dem “Volksverzählungste- 
lefon (222/34 50 524 Do 17-19, Fr 19-20 
Uhr)” und anderen Stellen Auskünfte ge- 
ben lassen. Für Leute, die sich gegen Folgen 
von Falsch- oder Nichtausfüllen absichern 
wollen, wurde unter dem Verwendungs- 
zweck “Unterstützungsfonds” das Konto 
beider BAWAG Nr. 02010 606 309 lautend 
auf IB eingerichtet, auf dem durch Einzah- 
lung des Mindestbetrages von öS 200,- 
Rechtskosten vorfinanziert werden können. 
Ganz besonders Pflichtbewußte sollten je- 
doch die Möglichkeit der Nachfrage bei der 
Gemeinde zur Erklärung der gestellten 
Zählungsfragen nützen. Dies kostet aller- 
dings nicht nur der/dem Auskunftspflichti- 
gen Zeit. MusterschülerInnen werden lau-. 
fend bei der Gemeinde nachfragen, ob die 
eigenen Zählpapiere schon eingelangt, 
durchgesehen, überprüft, abgeglichen, aus- 
gewertet, aufgezeichnet ünd weitergeleitet 
wurden und damit am besten gleich am Tag 
nach der Zählung beginnen. . 
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Versuch einer Erklärung, warum sich Au- 
tonome und Anti-ImperialistInnen nicht 
zum Völkermord am Kurdischen Volk im 

Irak verhalten. 


‚Seit etwa einem Mönat kämpfen im 
Nord-Irak Kurdinnen und Kurden gegen 
die blutige Saddam-Armee. Sah es am An- 
fang so aus als würden die KurdInnen fast 
alle wichtigen Städte in dieser Region be- 
freien, folgte die Ernüchterung schon nach 
einigen Tagen. Die Armee bombardierte 
die Aufständischen mit Phosphor und Na- 
palmbomben, griff mit Hubschraubern und 
Granatwerfern an. Betroffen von diesen 
Bombardierungen war vor allem die Zivil- 


Briefe 


Meinungen 
Diskussionen 


bevölkerung, die letztendlich auch zu hun- 
derttausenden in den Iran und in.die Türkei 
zu flüchten versuchte. Auch diese Flücht- 
lingskolonnen wurden von den Schergen 
Hlusseins angegriffen. 


Warum verhält sich die autonome und 
radikale Linke nicht ? 


Ein Grund dafür scheint sicher der, daß 
sich die Führer der Irakischen Kurden in 
der Hoffnung auf Unterstützung an die US- 
‘ Imperialisten wandten. Dies dürfte auch 
der Grund dafür sein, warum im Infoladen- 
Verteiler immer wieder von imperialisti- 
scher Propaganda die Rede ist, wenn die 
Medien über den Völkermord berichten. 
Diese Propaganda wird nur betrieben, um 
dem irakischen Regime möglichst hohen 
Schaden zuzuführen, meinen die Schreibe- 
rInnen des Infoladens. Der Kampf des kur- 
dischen Volkes mit imperialistischen Waf- 
fen (von Israel und USA) kann deshalb 
nicht unterstützt werden. (Auch die FMLN 
‚in EI Salvador kämpft mit Waffen, die sie 
.den Contras in Nicaragua abkauften). Die- 
se Haltung ist angesichts des Völkermordes 
purer Zynismus. Wo bleibt die oft propa- 
gierte internationale Solidarität. Während 


- Was fehlt? 


die türkischen und kurdischen revolutionä- 
ren Organisationen zwar die Führung der 


‚ irakischen KurdInnen kritisieren, rufen sie 


trotzdem auf, den Volksaufstand mit allen 
Mitteln zu unterstützen. So schreibt die 
ERNK( europäisches Büro des militäri- 
schen Flügels der PKK ) folgendes: 

“Wir fordern‘ das sofortige Ende des 
Massakers und rufen alle Organisationen, 
Institutionen und Personen in der ganzen 
Welt dazu auf die Flüchtlinge und Aufstän- 
dischen zu unterstützen. Wir rufen zu ma- 
teriellen Hilfeleistungen für die Flüchtlinge 
auf. Wir rufen alle Menschen, die der Tra- 
gödie des kurdischen Volkes nicht zuschau- 
en wollen, dazu auf, Druck auf die eigenen 
Regierungen zu machen, damit 
Hilfeleistungen organisiert, das 
Massaker verurteilt wird und die- 
se Verurteilungen nicht nur Lip- 
penbekentnis bleibt.” 

Ein großer Teil der radikalen, 
autonomen Linken hält es aber 
nicht für notwendig, sich mit den 
um ihr Leben kämpfenden Kur- 
AInnen zu solidarisieren. Das ist jetzt sehr 
hart formuliert, aber ich bin sehr wütend, 
daß sich nur ganz wenige Autonome und 
Anti-Imperiallstinnen an der Soli-Demo 
für das kurdische Volk am 10.4.91 beteilig- 
ten. 

Abschließend möchte ich auf die heuch- 
lerische Unterstützung der westlichen Welt 
mit dem kurdischen Volk eingehen. 

Die österr. Bundesregierung stellt 20 
Millionen für die kurdischen Flüchtlinge zu 
Verfügung. In Fernsehen und Radio wird 
für die KurdInnen Geld gesammelt. Diese 
Aktionen sollen das schlechte Gewissen be: 
ruhigen. Denn die KurdInnen sind ja ganz 
weit weg. Und auch die Entrüstung darü- 
ber, daß sowohl der Iran als auch die Türkei 
die Grenzen für die Flüchtlinge sperren, ist 
mehr als scheinheilig. So bezeichnete die 
österr. Bundesregierung bis vor kurzem die 
türkischen KurdInnen als “Bergtürken”. So 
wurde der Kurde HYSSEIN BALKIR 3 
Wochen in U-Haft gehalten und erst gegen 
eine Kaution von 60.000 6S enthaftet. Der 
Auslieferung 
sprozess ist 
noch im Gan- 
ge (näheres 


dazu TATblatt minus 53). So wird KurdIn- 
nen der Asylantrag in Österreich verwei- 
gert, und oftmals werden diese Menschen 
zurück in die Türkei geschickt. Der Iran hat 
angeblich bereits 400.000 Menschen aufge- 
nommen. In Österreich scheißen sich die 
Herrschenden schon wegen einiger tausend 
Flüchtlinge in die Hose. Während also ei- 
nerseits die Stadt Wien das Angebot macht, 
kurdische Kinder aufzunehmen, werden 
Tamillnnen von Wien Schwechat abgescho- 
ben. An den österreichischen Grenzen pa- 
troullieren noch immer Bundesheerange- 
hörige, um “illegale” Flüchtlinge festzuneh- 
men. 

Türkische Truppen stießen in den letz- 
ten Tagen auf irakisches Gebiet vor. Ange- 
blich zum Schutz der KurdInnen. Daß dies 
einschlechter Witz ist, beweist die Tatsache, 
daß diese Truppen Anti-Guerilla-Einheiten 
sind. Schon während des Golf-Krieges bom- 
bardierten die'amerikanische und türkische 
Luftwaffe kurdische Städte sowohl in der 
Türkei als auch im Irak. Die faschistische 
Türkei hat kein Interesse, den kurdischen 
Massen wirklich zu helfen. So werden die 
Lebensmittel, die abgeworfen werden, zum 
Teil zu horrenden Preisen von den einge- 
setzten Militärs verkauft; so wurden schon 
zahlreiche Menschen von der türkischen 
Armee erschossen;'so dürfen die frierenden 
und hungernden Menschen nicht in die Tä- 
ler. Auch amerikanische Truppen sollen 
laut Medien im Nord-Irak eingesetzt wer- 
den. Diese Truppen werden aber eher ge- 
gen die PKK (Kurdische Guerilla in der 
Türkei) eingesetzt als den irakischen Kur- 
dInnen zu helfen. Die Hilfe wird absichtlich 
verzögert, da ein autonomer KurdiInnen- 
staat den Imperialisten in der Region we- 
sentlich unangenehmer ist, als ein ge- 
schwächter Saddam Hussein. 


Solidarität mit dem kurdischen Wider- 
stand 
Kampf dem Imperialismus 
Kampf dem Baath-Regime im Irak 
Hoch die internationale Solidarität 
ein M.Novak.® 


pr AV, „ut 


wert 
PN WIAHLEN u 


e Die Erklärung der Roten Armee Fraktion zur Er- 
schiessung von (nunmehr Ex-)Treuhandchef Rohwedder, 
weiisie erst relativ kurz vor Redaktionsschluß vollständig bei 
uns einlangte und etwa zweieinhalb Seiten in Anspruch 
nehmen würde... 

© was über die aktuelle Lage in Kurdistan — siehe dazu 


auch Leserbrief auf dieser Seite 

e Ein Artikel zu den neuen Gesetzen in der Türkei und 
zur “Amnestie” des türkischen Staates, sowie der schon 
letztes Mal versprochene Text über Dogu Perincek und 
seine “Sozialistische Partei” 

© Infos über die rechtliche und politische Bedeutungder 
Folxzählung für Menschen aus andern Ländern — das Flugi 
dazu gibts auch noch nicht 

Das jedenfalls war alles geplant.... 


wipen Eine WISSENSCHAFT im DIENSTE DER KOnzERNE 
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Zur Spaltung im Offenen Wohnzimmer CHUZPE erhielten wir ei- 
nen Text, der ursprünglich aus zwei Teilen bestand. Einen Teil, der 

das Thema “Üiterarisch" angehen sollte und zahlreiche Gedichte . 
enthielt, lehnten wir ab, weil er uns zu sexistisch war. Den anderen 
Teil, der die Sache vergleichsweise konkret abhandelt, drucken wir 
hier nebst einer Stellungnahme der Leute von CHUZPE. 


CHUZPE nennt sich eine Autonome Grup- 
pe, Offenes Wohnzimmer, Selbsthilfegruppe — 
“Hilfe zur Selbsthilfe” —, verspricht Freiräume 
für gesellschaftlich Verfolgte, wie Psychiatriepa- 
tienten, Psychopharmaka-abhängiggemachte, 
Justiz-, Polizei-, Familien-, Wissenschafts-, etc. 
-opfer. Diese und andere, auf Grund ihrer Situa- 
tion labile, sensibilisierte Problemwälzer und 
Verzweifelte halten dieses Aushängeschild für 
die Verheißung der Oase in der Wüste — nurum 
feststellen zu müssen, daß sie wieder einer Fa- 
tamorgana aufgesessen sind. 

Hier soll frau/man “spinnen dürfen”, also 
seine “Verrücktheit ausleben können” laut Mit- 
glieder von CHUZPE, die sich aus LehrerInnen, 
SozialarbeiterInnen, PhysikotherapeutInnen, 
K.A1. Mitgliedern etc. zusammensetzt, die über- 


zeugt sind, alternativ und gesellschaftskritisch . 


eingestellt zu sein, die aber schon bei dem Ge- 
danken, daß die einzig wirkliche Therapie für 
Psychiatriepatienten die Änderung des Gesell- 
schaftssystems ist, emotionelles und geistiges 
Black-Out erleiden. (Ist mir zu Ohren gekom- 
men, daß sie ihre Gruppe sogenanntem “Super- 
visor” vorgeführt haben, das sind Therapeuten 
der psychiatrischen Anstalt, von Pro Ment I. zur 
Verfügung gestellt, die verfahrenen Selbsthilfe- 
gruppen wieder auf die Sprünge helfen sollen; 
Effekt in diesem Falle auch in die Hose gegangen 
— wohin sonst) 

Sie weigern sich politisch oder auch nur ge- 
sellschaftskritisch Stellung zu beziehen, weil sie 
sich vor “Schwarz-Weiß Malerei” fürchten, ihre 
heile Seifenblasenwelt weiterbauen wollen, um 
mit dem daraus gewonnenem Charme das Sy- 
stem dieser Gesellschaft bestechen zu können. 
(Von diesem oben beschriebenen Charme weiß 


Zum Brief von L., zum Wickel mit E. und 
über die CHUZPE. 


Ausgangspunkt für den Konflikt mit E.waren 
unterschiedliche Meinungen über die Einrich- 
tung eines Therapiefonds. Dieser Fonds sollte 
‘ dazu dienen, Leuten denen’s schlecht geht und 
die deshalb eine Therapie machen wollen, die 
Möglichkeit zu geben, gute TherapeutInnen in 
Anspruch zu nehmen und nicht auf irgendwelche 
PsychiaterInnen oder Krankenkassapsycholo- 
EInnen angewiesen zu sein. Natürlich wollten wir 
im vorhinein Gespräche mit diesen Therapeu- 


tInnen führen, um sicher.zu gehen, daß nicht ' 


eineR in die Fänge von Psychiatrieanhängseln 
gerät, deren Therapie in schnellstmöglicher Ein- 
weisung in eine Anstalt besteht. 


Im Laufe dieser Diskussion kamen tiefe per- 


sönliche Meinungsverschiedenheiten ans Tages- 
licht, die oberflächlich geschlichtet wurden, aber 
nach kurzer Zeit wieder aufbrachen. Nun wurde 
das Rauchen als größtes Problem der CHUZPE 
_ aufgeschaukelt und die persönlichen Wickel ver- 


deckt. 


- Vor einigen Wochen steigerte sich dieser 
Konflikt bis zum Bruch vonE. mitder CHUZPE. 
Was darauf folgte, waren und sind. haßerfüllte 
Angriffe gegen uns, die tief ins Persönliche ge- 
hen und nichts mit inhaltlicher Auseinanderset- 
. zung zu tun haben. Übrigens: die Supervisorin, 
von der L. spricht, nahm die Gruppe K.AI. in 
Anspruch, nachdem sie sich diese selbst ausge- 
sucht hatte. Ob sie K.A.I. auf die Sprünge gehol- 
fen hat, ist eine andere Sache. 


Über die CHUZPE: 


ich allerdings nur aus ei- 


gang mit ihren Gästen 
oder Mitarbeitern be- 
fleißigen sie sich eines 
weniger glücklichen Sti- 
les.) 

Sie sind taub für Ratschläge, ihre Organisa- 


tion aus Öffentlichen staatlichen Mitteln zu fi- . 


nanzieren, da sie befürchten, in Abhängigkeit zu 
geraten oder einfach nicht im Stande sind, Ter- 
mine mit Ämtern einzuhalten, Gespräche mit 
entsprechenden Amtspersonen zu führen oder 
diese Aufgaben an dafür geeignetere Personen 
zu delegieren. So finanzieren sie ihr Unterneh- 
men aus eigener Tasche (was diejenigen, die 
wirklich kein Geld übrig haben, direkt oder un- 


Meinungen & 


Diskussionen 


terschwellig ebenfalls in die falsche Kehle krie- 
gen), womit sie sich die Bruchlandung vorpro- 
grammieren. Auch die Klingelbeutelmethode 
("Hast du heute schon für dein Essen bezahlt?") 
praktiziert mensch ohne Rücksicht auf Verluste 
und mehrt damit ihr Defizit an Sympathien und 
freiwilligen Spenden. 

Auch halten sie.sich an ihr Programm, Frei- 
raum zum “Spinnen” zu schaffen, durchaus 
nicht, sondern spielen selbst sehr genau abgezir- 
kelte Rollen, die jedes lebhafte Agieren der 
Gruppe oder Einzelner beschwichtigen sollen 
und neigen dazu, jede Anregung paranoid bis zur 
Unkenntlichkeit und völligen Inaktualität zu zer- 
reden. Kein Wunder, daß ihnen diese Arbeit mit 
der Gruppe “nicht mehr Spaß macht”, sie “nicht 
ausfüllt” und “nichts weitergeht”. Anstatt Ideen 
anderer Teilnehmer mitzuverfolgen und sich da- 
von anregen zu lassen, sperren sie sich dagegen, 
ziehen sich zurück und mißbilligen (aus sicherer 


Die Chuzpe gibt's seit Ende Juli 90, gegrün- 
det von ein paar Leuten, die teilweise in der 
Gruppe K.A.L, die das KOMM 24 am Steinhof 
betreibt, mitgearbeitet haben oder noch immer 
mitarbeiten. Die Chuzpe ist offenes Wohnzim- 
mer, Info-Beisl, Kulturraum, Gruppenraum, soll 
kein Szene-Treff sein, sondern Platz bieten für 
alle möglichen “Ausgeflippten”. 

Antipsychiatrie ist der politische Bereich, 
dem unser Hauptaugenmeik gilt. Antipsychia- 
trie aber nicht als isoliertes Gebiet im politischen 
Spektrum, sondern im Zusammenhang mit Ju- 
stiz, Häfn, Bullen, Bürokratie, Konzernen — al- 
so im Zusammenhang mit Staat und Kapital. 

Antipsychiatrie auch als menschlicher Be- 
reich um kaputt-gemachte Menschen. aus der 
Scheiße zu ziehen. 

Antipsychiatrie als Stoß gegen die Ent- 
menschlichung, Entfremdung, Ausgrenzung 
durch die leistungsorientierte Gesellschaft. 

Die Chuzpe ist auch entstanden, um uns 
selbst Freiraum, Luft zu schaffen, ein Versuch 
unsere Kreativität ausleben zu können, ein Mit- 
tel gegen die Vereinzelung. Es ist uns klar, daß 
das Schaffen von Freiräumen, gesellschaftlichen 
Nischen nur ein Anfang sein kann, um Verände- 
rungen herbeizuführen. Es dient dazu. Kräfte zu 
sammeln und mit geballter Kraft gegen die 
HERRschenden Front zu machen. 

Es ist notwendig, Konflikte auszutragen, um 
Perspektiven zu entwickeln, die nicht den “Norm 
aalen” in die Hände spielen. Es ist notwendig, 


sich miteinander auseinanderzusetzen, umzuer- 
. kennen, welche Möglichkeiten und Strategien 


sich gegen das Kaputtwerden und Kaputt-ge- 
macht-werden ergeben. j 
Die Chuzpe ist ein kleiner Beitrag, um diese 


ner Erzählung. Im Um- 


Entfernung), was die so in Stich nn 
selbst tun wollen. - 

In ihrem Lokal macht sich eine Stimmung 
breit, die mich an die Sonntagabend-Pflichtbesu- 
che bei meiner Großmutter erinnert. Allerdings 
waren diese Großfamilienabende von einer ge- 
wissen großbürgerlichen Lebensart getragen; 
CHUZPE hat sich die Bürgerlichkeit zwar heim- 
lich in der Seele bewahrt, die Lebensart aber 
leider eingebüßt — im Gegenteil: frau/man ist 
versucht an Sterbensarten zu denken, die hier - 


“erprobt werden sollen. Etwa: wie lange halten es 


zehn bis zwanzig Raucher beianhaltendem Ziga- 


. Tettenkonsum in einem ungelüfteten, unbeheiz- 


ten Raum aus. Auf NichtraucherInnen wird kei- 


- ne Rücksicht genommen, die sind in der Minder- 


heit. CHUZPE ist demokratisch, eine Minder- 
heit hat auch hier kein Recht. 
Außer sie wird aggressiv, brüllt 
herum, bietet Handgreiflichkei- 
ten und droht mit Entzug der 
eigenen Person aus der Gruppe 
— und fordert dann die anwe- 
senden Raucher hinterhältig 
höflich auf, doch bitte während der Lesung, die 
sie, jetzt eigentlich angekündigterweise halten 
möchte, draußen zu rauchen. Da ist es doch tat- 
sächlich passiert, daß die Raucher wie geprügelte 
Hunde mit ihren Zigaretten hinauspilgern — 
was vor Gebrüll mit Höflichkeit keineswegs zu 
erreichen war — und sich CHUZPE andertags 
überlegt, wie man denn diesem Menschen, näm- 
lich dem Nichtraucher, beibringen könnte, daß 
er schon wieder einen manischen Schub hat und 
die Gruppe mit seinen Ausbrüchen perhorres- 
ziert (lt. Duden: mit Abscheu zurückweist, 
Anm.d.Tipperin), und keiner sich gefallen lassen 
kann, wie autoritär er sich aufführt. 

Ade CHUZPE! Unsere eigene ist uns Chuz- 
pe genug. Es tut-uns auch gar nicht leid, wir 
haben sogar etwas gelernt, nämlich wie es nicht 
geht. Anscheinend doch nicht genug Chuzpe ge- 
habt, die CHUZPE. 

Mit GrußL.e 


Ziele zu erreichen. Nur in Zusammenarbeit mit 
anderen Gruppen und Leuten können wir Ver- 
änderungen herbeiführen. 


Seit Anfang April 91 haben wir der Chuzpe 
ein neues Konzept gegeben. 9 Monate lang.hin- 
gen wir dem Irrtum nach, daß unsere Arbeit 
ohne wirkliches Konzept schon irgendwie laufen 
würde. 

Wir sind an dem Punkt angelangt, an dem wir 
merkten, daß unsere persönlichen und finanziel- 
len Probleme nur mehr durch eine neue Struktur 
zu lösen sind. 

Die Finanzierung des Lokals wurde auf mehr 


"Menschen und Gruppen aufgeteilt, durch die 


Umstrukturierung sollen neue Anreize für jene 
entstehen, die schon den Hut draufhauen woll- 
ten. 

Einige neue Gruppen treffen sich ab jetzt 
regelmäßig in der Chuzpe (Asyl, Frauen-Ge- 
sundheitsprojekt, jede 2. Woche Frauennach- 
mittag), eine eigene Beisl-Gruppe wurde ge- 
gründet. Unsere Aktivitäten sollen öffentlicher 
werden: mehr Öffentlichkeitsarbeit, regelmäßi- 
ge Aussendungen von Veranstaltungsankündi- 
gungen. 

Die Organisationsarbeit wurde auf mehr 
Leute aufgeteilt, damit bei einzelnen nicht wie- 
der unermeßlicher Frust entsteht. 

Die fast schon regelmäßigen Bullen- öde 
Spitzelbesuche werden uns nicht in seelische Ge- 
wissensbisse führen. 

Die Chuzpe lebt und wir lassen uns nicht 
unterkriegen! @ 


CHUZPE-Autonome Selbsthilfe 
Marktgasse 21-23,1090 Wien, Tel.:34 50 524 


termine!!! 
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linz 
kapu Kapuzinerstr.36 
Fr.26.04.20h: ASSASSINS OF 
GOD(usa), HUMAN ERRORIbra) 
Di.30.04.20h: D.A.M.N.-Hip 
Hop(ni), anschließend DISCO 
Sa.04.05.20h: KINA(itt), CAT- 
O-NINE-TAILS(brd) 
D0.09.05.20h: NO FX(usa) 
außerdem: 
So 05.05.: FRAUENFRÜH- 
STUCK 


jeden Di.: 19.30h INFOLADEN 
PLENUM 

jeden Mi.: 19.30h KAPU-Pala- 
ver 


jeden Do.: MUSIK-VIDEOS 
STADTWERKSTATT Kir- 


cheng. 4: 

Mi.24.04.21h: gemeinsamer 
Fernsehabend ROBOCOP (O- 
Fassung) 

Sa.27.04.20h: DIE MOLLIES, 
open-end DISCO 

Mi.01.05.21h: TERMINATOR 
(Film in steirischer O-Fassung) 


UNI 


veranstaltung mit Herbert KRAC- 
SENICS 
üs 


schwertberg 
KANAL Joseftal 21 
Sa.27.04.21h: LEGENDARY 
PINK DOTS(gb) 
Sa.04.05.21h: DISCO 


wels 

SCHLACHTHOE Drago- 
nerstr.22 

Fr.26.04.: ART MOULU 


(french independent) 
Sa.27.04.: JOSEF HADER 
"BUNTER ABEND” 
Di.30.04.: SHAKEN NOT SR 
RED 


innsbruck 
AM HAFEN Innrain 157 
“HAVENBOILER” 
Sa.04.05.: NAR MALIK 


Sa.18.05.: BICYCLE THIEVES 


wien 

FLEX 12,Arndtstr.51 

D0.25.04.: ASSASSINS OF 
GOD(usa) 

Sa.27.04.: IT(ord) 

Fr.03.05.: BLECHREIZ(berlin 
SKA) 

M0.06.05.: GORILLA BIS- 
CUITS(usa) 
.  Mi.15.085.: BULIMIA BAN- 
"QUET(usa) 

außerdem: 

BOILER LIVE POOL 

Mi.24.04.: THE PERFECT CRI- 
ME: 

Mi.01.05.: HARMLESS WAN- 
KERS 

Mi.15.05.: FLEISCHPOST. — 
(BULIMIA BANQUET (usa)) 


Di.07.05.19h: Volkszählungs- ° 


EKH 10,Wielandg.2-4 

Di.23.04.19h: Volkszählungs- 
Infoabend . 

Mi 24.04.19h: Kolonie der 
USA? Puerto Rico libre! Leute von 
MLN (Movimento de Liberaciön 
Nacional) sprechen zu: Boykott 
des Referendums über den zu- 
künftigen Status Puerto Ricos; 
Forderung nach Freilassung der 
puertoricanischen (Kriegs-)ge- 
fangenen; Freedom Now!-Kam- 
pagne und “Neue Weltordnung” 
nach dem Golfkrieg 

Fr.26.04.19h: TV für TV (Tanz- 
Veranstaltung f. TotalVerweige- 
rer) 

MYRIADS. OF MIRROR, DIE 3 
GORDONS, DISCO mit DJ 
X.B.Liebig 


Achtung! Bei folgenden An- 
kündigungen der Videovorfüh- 
rungen gibt's unterschiedliche 


Angaben des Datums. Am be- 


sten ihr kommt zur TV für TV, 
dann is nix verhaut! 
Fr.26.04.19h: . 
RADIO SHERWOOD-Leute 
(Padua) zeigen Videos über: 
CENTRI SOCIALI, ANTI- 
KRIEGSAKTIONEN, AUSLÄN- 
DER BESETZEN HÄUSER, F-16- 
SOMMERLAGER . 
Sa.27.04.19h Video über: 


- PALÄSTINA — Interview mit 
dem Vize der PFLP; Gespräch‘ 


mit Militanten der. Schlagenden 

Truppen; Alltag, in der INTIFADA; 
Schilderungen der TÄTIGKEI- 

TEN von RADIO SHERWOOD 
Di.30.04.: Solifest für GEORG 


(Opernball 90) DOBRATSCH AB- ° 


STURZBAND, MÜLLITANT (die 
hervorragenden!!) 

D0.02.05.20h: Kabarett mit 
JOSEF HADER und Überra- 
schungskabarettistInnen 

Fr.03.05.21.30h: BLECHREIZ 
(berlin, SKA) 

Mi.08.05.21h: NO FX (usa), 
SEVEN SIOUX (linz) 

Fr.10.05.: SKA-Fest (Kon- 
zert+Disco) 

außerdem: j 

jeden Mo+Do ab 19h: 
VOLXKUCHE 

Mo bis Fr.12 - 18h: 
Mampf-kein. Kampf” = 
“Früh”stücksbuffet 

jeden Di+Sa ab 18h: Beisl 


CHUZPE 9,Marktg.21-23 

jeden Mo.18h: VOLX-Vollwer- 
tessen um 15 Öschis und Kultur 

jeden Di.17h: Gruppe “Asyl” 
(beschäftigt sich mit Obdachlo- 
sigkeit, Wohnraumproblemen), 
19.30h: antipsychiatrische Ver- 


anstaltungsreihe 


jeden Mi.19.30h: KAl 
jeden 2. Freitag ab 26.04. 
Frauennachmittag 


. VOLXVERZÄHLUNGSBÜRO 


UND -TELEFON (34 50 524): 
jeden Do: 17-19h 


„ chitektur 


“ de Jazz 


“Ohne 


jeden Fr: 19-21h 


KOMM 24 14,Psychiatrie am 
Steinhof,Baumgartner Höhe 1 

Sa.11.05.: riesiges Gartenfest 
mit Band 

sonst jeden Tag von. 14- 
17.30h geöffnet 


VHS FAVORITEN 

Wem gehört mein Körper? 

Di.30.04.19h: Spital und Men- 
schen heute, Prim.Dr.Rocken- 
schaub 

Di.07.05.19h: Männliche Ge- 
schlechterrolle und Gesundheits- 
risken, DDrW. Till 

Informationsgesellschaft 
Do0.25.04.19h: Neues Leben 


mit Computer? Dr.Gero Fischer 


Do.02.05.19h: Frauen in der 
Computergesellschaft, Dr.Rena- 
te Buber 

Nationen und, Nationalismus 
in Europa 

Beendet das Zusammen- 
wachsen Europas die Gegensät- 
ze zwischen den Nationen oder 
schafft.es neue? Wie steht es mit 
den Nationalismen der Völker: 


. trifft die Unterscheidung zwi- 


schen verabscheuungswürdigen 
Nationalismen in Ungarn, Rumä- 
nien, Jugoslawien usw. einerseits 
und lobenswerter Vaterlandslie- 
be in den "zivilisierten Demokra- 
tien” andererseits zu?- 
Mi.24,04,, Mi.08.05., 
Mi.15:05., jeweils ab 18h 


AUDIMAX DER TU &; Getrei- 
demarkt 9 

Sa.27.04.19h: volksmusik ge- 
gen volkszählung — fest mit der 
Wiener Tschuschenkapelle, Ania- 
da anoar und mit Die Goaß 


ALTE TU Karls- 
platz 13,Stiege 4 
Zeichensaal 7/Ar- 


- Fr.26.04.:KSV- 
FEST j 
20.30h: ALLE- 
GRIA, Frauen-Percus- 
sion mit afrikani- 
schen Rhythmen (Ex- 
Voodoo) 
22.30h: Avantgar- 


01.30h: IEP, Rock- 
import aus dem 
Schwertberger KA- 
NAL 

Videoprojektionen 


Ill. KONGRESS 
DER - EUROPÄ- 
ISCHEN FÖDERA- 
TION FREIER RA- 
DIOS-FERL 

16. BIS 20. Mai 
(Pfingstwochenende) 
in Wien und St.Pri- 
mus/Sentprimoz 
(Kärntern) 

Anmeldungen, 
Vorschläge oder An- 
fragen an: 

Ferl Österreich 

Lobnik 16, a-9135 


Eisenkappel/Zelenzna Kapla 
Tel.: 43/42 38/558, Fax: 
04238/82 32 


HOSI-ZENTRUM 
rag.40 

D0.25.04.20h: Jugendgrup- 
pe, Gespräch mit HIV-Positiven 

Fr.26.04. 21h: Frauentanza- 
bend 

Sa.27.04.14h: Beginn des 


2,Nova- 


‚Frauentanzkurses (Anmeldung 


Lesbengruppe) 
Di.30.04.20h: "Cafe Rose” 
Klassik, Kaffee + Kuchen 
Mi.01.05.10.30h: 1. Mai-Auf- 
marsch, Lesben- und Schwulen- 
block, Treffpunkt Oper 
D0.02.05.20h: Jugendgrup- 
pe, Brettspielabend 
$a.04.05.20.30h: Helden geht 
denken! Textkollage 
Di.07.05.20.30h: Video, 
putte Männerträume” . 
D0.09.05.19.30h: Jugend- 
gruppe "Cafe Fliwatüüüt!” 
Fr.10.05.21h: Frauentanza- 
bend - 
Di.14.05.20h: Rosa Runde 
“AIDS-Leben, Spielen, Lernen”, 
Rollenspiele 


AMERLINGHAUS 7,$tiftg.8 


Arbeitsgem. für das neue Ni- 
caraygua "\ 

Di.30.04.: Chile-Reisebericht 

Di.28.05.: Nicaragua-Solidari- 
tät JA! Aber wie? 


Saal der Gewerkschaft der 
Gemeindebediensteten; 9, Maria 
Theresienstr. 11 

M0.29.04.19h: Österreich und 
der europäische Wirtschafts- 
raum 


“Ka- 


5 Jahre nach Tscherno- 


byl: 


Demonstra- 
tion nach 


'Temelin 


Am 27. April gibt's (eingedenk der 
Tschernobyli-Katastrophe) eine Demo 


zum tschechoslowakischen Kernkraft- 
. werk Temelin. 

Ausgangsort ist Tyn (25km nördlich 
von Budejovice/Budweis), wo um 11.00 
Uhr eine Ausstellung über alternative 
Energiequellen eröffnet wird. 

Um 14.00 Uhr. ist ARAISEN vom 
Marktplatz zum AKW 

Von mehreren Orten Ösiensiche aus 
sind Busse zur gemeinsamen Anreise Or- 
ganisiert. 

Information und Anmeldung: 

Anti Atom International 

(Margaretha Bannert, Ulla Brink) 

' Tel: 0222/53 475/208 oder 209 


Das TATblatt_ 


ist ein 14-fäglich erscheinendes selbsiverwalte- 
tes Informations- und Diskussionsorgan. Unser Ziel 
istes aber nicht, irgendwelchen mystischen Objekti- 
vitäts- oder Ausgewogenheitsgeboten zu entspre- 
chen. 

Ein Medium ist immer nur ein Medium derer, die 
in ihm als Handelnde vorkommen! In bürgerlichen 
Medien handeln Unternehmer, Hausbesitzer, Regie- 
rungsmitglieder oder in deren Vertretung Polizei und 

. Militär.Jene aber, die gegen menschenverachtende 
Projekte und Politik Widerstand leisten, die werden 
' geräumt, werden geprügelt und werden fesigenom- 
men; kommen also nur als passiv Erduldende und 
Erleidende vor, ohne eigenen Antrieb (ferngesteuert) 
und vor allem ohne politische Bedeutung (ohnmäch- 
tig). ö j 
Im TATblatt, und das soll der Name zum Ausdruck 
bringen, handeln jene, die Straßen blockieren, Häu- 
ser besetzen,....eben Widerstand leisten. Und diese 
sollen am Besten auch gleich selbst und ganz und gar 
subjektiv von ihrem Handeln berichten. 

Auch die Antworten zu Fragen über Für und Wider 

.. von Basislohn, Militanz, Volkszählung usw. usf. wer- 
‘den wir uns nicht aus gebundenen Büchern heraus- 
suchen können; die müssen wir uns schon 
selbstsuchen: Also miteinander debattieren 
und streiten lernen. Der Platz dazu soll im 
TATDblait sein. 

Das TATblatt ist ein Projekt in Entwick- 
lung. Nicht nur die Rechtschreibfehler und 
die gegen Null laufende Numerierung deu- 
ten darauf hin. Welche aber Rechtschreib- 
fehler, die Suche nach einem eigenen 
Schreibstil oder die Auseinandersetzung _ 
mit widersprüchlichen Meinungen nicht ab- 
schreckt, die können an der Entwicklung 
eines unabhängigen linken Zeitungspro- 
jekts mitarbeiten. 

Die TATblatt-Kollektive: pe 
TATblatt-Wien: 1060 Wien, Gumpendorfer- 
straße 157/11; Telefon: (0222) 57 49 543: 
Plenum: jeden Donnerstag um 19 Uhr 
TATblatt-Graz: Kontakt: 8010 Graz; Kastell- 
feldgase 34/16 
TATblatt-Linz: Treffen: a 
NEU: jeden Dienstag(!) um 19 Uhr im KAPU "WE: 
(Kapuzinerstraße 36) : 
TATblatt-Innsbruck: Treffen jeden Mitt- 
woch nach Erscheinen im Seminarraum des 

. Politikwissenschaftsinstitutes der Uni Inns- 
bruck um 20 Uhr. 


# ” 

ee m = 

| “u H l Ab OÖ: 
Ein TATblatt-Abo kostet S 96,— für 
10 Ausgaben oder S 190,— für 20 Aus- 
: gaben, soferne deine Postanschrift in- 
nerhalb Österreichs liegt. Außerhalb 
dieser Grenzen kostet ein 10-Num- 
mern-Abo $ 150,—. Zusätzlich gibt es 
die Möglichkeit, durch freiwillig erhöh- 


2 SIE 
P.b.b. Verlagspostamt 1060 Erscheinungsort Wien 


Achtung Abonnentinnen! Die im Adreßpickeri unterhalb deines Namens in 
doppeiter Klammer angegebene Zahl ist die Nummer jenes TATblatts, die du als 
letzte im Rahmen deines Abos zugeschickt bekommst, wenn du nicht rechtzeitig 
verlängerst! 


Impressum: 


Medieninhaberin, Herausgeberin, Herstellerin und Verlegerin: 
Unabhängige Initiative Informationsvielfalt; 1060 Wien; Gumpendorferstraße 157/11 
Telefon: (0222) 57 49 543 Konto: P.S.K. 7547 212 
DVR Nr. 0558371 ' 
Druck: Eigendruck 


Redaktionelle Beiträge sind als solche gezeichnet. Nicht als 
redaktionell gezeichnete Beiträge geben nicht die Meinung der 
Redaktion, sondern die der jeweiligen SchreiberInnen wieder! 
Selbstverständlich distanzieren wir uns von allen, in nicht 
redaktionellen Beiträgen aufgestellten Behauptungen und vertretenen 
Meinungen....... 


te Abogebühren das TATblatt finanziell 
zu unterstützen. 

TATblatt-Abos beginnen an dem 
Zeitpunkt zu laufen, zu dem die Abo- 
gebühren bei uns eingelangt sind 
(und zwar ausnahmslos!) Also: Wenn 


du abonnieren willst, so zahle mög- 


lichst rasch den beiliegenden Eriag- 
' schein ein. Falls keiner beiliegen soll- 
te, so überweise das Geld auf 


P.S.K. 7547 212; Empfängerin „Unab- . 
hängige Initiative Informationsvielfalt“ _ 


eintragen! Das Abo endetautomatisch 
nach Auslieferung von 10 oder 20 Aus- 
gaben, wenn es nicht rechtzeitig 
durch Neu-Einzahlung verlängert wird. 


(Kleeblattgasse 4) e BH Winter (Landesgerichtsstraße 20) e Zeitungskiosk R. A. Keream (Kärntner- 
torpassage — beim U4-Abgang) eBH Zentraibuchhandlung (Stephansplatz) WIEN 2: eBH Rive 
Gauche (Taborstraße 11b) WIEN 3: * unser Laden (Apostelgasse 17) e BH Sprachlos (Radetzkystra- 
ße 6) WIEN 6: e BH/Platten VKA (Stiegengasse 20) e Beisi KuKu (Linke Wienzeile 98) e Platten Why 
Not (Otto Bauer Gasse 16) WIEN 7: e Naturmarkt St Josef (Zollergasse 26) WIEN 8: EZA („3.W“ EZA 
(Lerchenfelderstraße. 18-24) «Bio Makrokosmos (Strozzigasse 38) WIEN 9: eBH Buchwelt 
(Schwarzspanierstraße 15) e BH Reisebuchladen (Kolingasse 6) e Autonome Selbsthilfe (Marktgas- 
se 21 bis 23; Mo/Di/Do 16-20; Mi 13-20) e BH Monte Verita (Hahngasse 15) WIEN 10: e BH Schiebl 
(Laxenburgerstraße 48) e MieterInren-Interessensgemeinschaft (Antonsplatz 22; Mo&Mi 15-18.30) 
WIEN 15: e Antiquariat W. Simon (Iheringgasse 13; Do 15-20; Fr 15-18) WIEN 16: eBeisl Cl: 
Payergasse 14) eBeisi B.A.C.H. (Bachgasse 21) GRAZ: e Friedenswerkstatt (Paulustorgasse 3) 
e Dradiwaberl-Antiquariat (Zinzendorfergasse) e Bücherstube (Prokopigasse 16) LINZ: e Alternativ- 
laden (Zollamtsstraße 20) e BH Alex (Hauptplatz) INNSBRUCK: eAm Haven (Innrain 157) eBH 
Parnaß (Speckbacherstraße 21) eCaf& Ultimatum (Dreiheiligenstraße 9) SCHWERTBERG (06): 
e Kulturverein KANAL (Joseftal 21) SCHWAZ IN TIROL: e „Dritte Welt Laden“ 
Änderungen vorbehalten! Stand März 1991 


